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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage Ihres Kollektivvertrages in Händen. Darin sind wichtige An-
sprüche aus Ihrem Arbeitsverhältnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

• schafft gleiche Mindeststandards bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen für alle Arbeit-
nehmerInnen einer Branche,

• verhindert, dass die ArbeitnehmerInnen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden kön-
nen,

• schafft ein größeres Machtgleichgewicht zwischen ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern und
• sorgt für gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jedes Jahr über 170 Kollektivverträge mit den zuständigen Arbeit-
geberverbänden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert
werden kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Ver-
handlungsrunden, manchmal müssen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als
Gewerkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Stärke bei, mit der wir Forderungen im Inte-
resse der ArbeitnehmerInnen durchsetzen können. Deshalb möchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich für Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhältnis Fragen haben, stehen wir Ihnen ger-
ne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Teiber, MA Karl Dürtscher
Vorsitzende Bundesgeschäftsführer

KV-Highlights

Die Gehaltserhöhung mit 1. 1. 2021:

• Die Mindestgehälter und das Lehrlingseinkommen steigen ab 1. 1. 2021 um 1,5%.

• Alle Überzahlungen bleiben aufrecht. Die Gehaltserhöhung darf nicht angerechnet werden.

• Aufforderung der Sozialpartner, eine Corona-Prämie von mind. 150,– Euro zu zahlen, wenn
der finanzielle Spielraum im Unternehmen gegeben ist.

• Der Umstieg in das neue Gehaltssystem wurde verlängert und hat bis zum 1. 1. 2022 zu erfol-
gen.

GPA Servicecenter:

Hotline: 05030121,
service@gpa.at, www.gpa.at, facebook/gpa

mailto:service@gpa.at
http://www.gpa.at
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KOLLEKTIVVERTRAG
abgeschlossen am 21. Oktober 2020 zwischen der
Wirtschaftskammer Österreich, Bundesgremium des
Handels mit Arzneimitteln, Drogerie- und Parfümerie-
waren sowie Chemikalien und Farben, 1045 Wien,

Wiedner Hauptstraße 63, und der und der Gewerk-
schaft GPA, Wirtschaftsbereich Handel, 1030 Wien,
Alfred-Dallinger-Platz 1.

I. GELTUNGSBEREICH

(1) Räumlich:
Für das gesamte Bundesgebiet Österreich.

(2) Fachlich:
Für die Betriebe, die der Berufsgruppe des pharma-
zeutischen Großhandels im Bundesgremium des Han-
dels mit Arzneimitteln, Drogerie- und Parfümeriewa-
ren sowie Chemikalien und Farben laut Liste (An-
hang 2) zum Stichtag 31. 12. 2020 angehören, sofern
sie noch nicht gemäß den Übergangsbestimmungen
XIV in den Kollektivvertrag für Angestellte und Lehrlin-
ge in Handelsbetrieben umgestiegen sind.

(3) Persönlich:
Für alle Angestellten und Lehrlinge. Angestellte im Sin-
ne dieses Kollektivvertrages sind alle Arbeitnehmer
(auch Aushilfskräfte), auf welche das Angestelltenge-
setz (BGBl Nr 292/1921) Anwendung findet.1)

Dieser Kollektivvertrag gilt nicht für Ferialpraktikan-
ten;2) Ferialpraktikanten sind Studierende, die zum

Zwecke einer beruflichen (technischen, kaufmänni-
schen oder administrativen) Vor- oder Ausbildung
entsprechend der öffentlichen Studienordnung vorü-
bergehend beschäftigt werden.

1) Das Angestelltengesetz findet Anwendung, wenn es
sich um Tätigkeiten handelt, die vorwiegend kaufmänni-
sche oder höhere nichtkaufmännische Dienste bzw
Kanzleiarbeiten sind. Eine bestimmte Mindeststundenan-
zahl ist nicht notwendig (Ausnahme: Kündigungsrege-
lungen Abschnitt XV). Es fallen daher auch „geringfügi-
ge Beschäftigungsverhältnisse” unter die Bestimmungen
des Kollektivvertrages.
Für Lehrlinge gelten neben den Bestimmungen dieses
Kollektivvertrages insbesondere das BAG und das KJBG.

2) Der Kollektivvertrag findet keine Anwendung, wenn es
sich um ein aufgrund der Studienordnung vorgeschrie-
benes Pflichtpraktikum handelt.

II. GELTUNGSBEGINN UND GELTUNGSDAUER

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Jänner 2021 in Kraft.
Dieser Vertrag gliedert sich in zwei Teile:

1. Teil: Allgemeine Bestimmungen,
Abschnitte I bis XIII und XV bis XIX.

2. Teil: Gehaltsordnung, Abschnitt XIV.

Der erste Teil des Vertrages „Allgemeine Bestimmun-
gen” kann unter Einhaltung einer dreimonatigen Kün-
digungsfrist zum Ende eines Kalendervierteljahres ge-
löst werden.

Der zweite Teil des Vertrages „Gehaltsordnung” kann
ab Geltungsbeginn unter Einhaltung einer zweimona-
tigen Kündigungsfrist gelöst werden.
Die Kündigung muss zu ihrer Rechtswirksamkeit ge-
genüber der anderen vertragschließenden Partei mit-
tels eingeschriebenen Briefes ausgesprochen werden.
Während der Kündigungsfrist sollen Verhandlungen
wegen Erneuerung bzw Abänderung des Kollektivver-
trages geführt werden.

III. ANSTELLUNG

1. Jede Neuaufnahme von Angestellten ist dem Be-
triebsrat vor deren Einstellung in den Betrieb, wenn
sich dies aber als untunlich erweist, spätestens gleich-
zeitig mit der Anmeldung zur Sozialversicherung vom
Arbeitgeber mitzuteilen.1)

2. Eine Anstellung auf Probe kann mit Angestellten nur
auf die Dauer eines Monates vereinbart werden.2)

Nach Ablauf des Probemonates unterliegt das Dienst-

verhältnis der gesetzlichen Kündigung gem Abschnitt
XV. Für Lehrlinge gelten hinsichtlich der Probezeit
die Bestimmungen des Berufsausbildungsgesetzes
(BAG).3)

3. Dem Angestellten ist bei Abschluss des Dienstvertra-
ges eine schriftliche Aufzeichnung (Dienstzettel) über
die wesentlichen Rechte und Pflichten aus demDienst-
vertrag auszuhändigen.4)
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Der § 2 des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgeset-
zes ist anzuwenden.

4. Vordienstzeiten, die bei der Berechnung der Berufs-
jahre zu berücksichtigen sind, hat der Angestellte
nachzuweisen.5)6)

1) Jede erfolgte Einstellung eines Angestellten (Lehrlings)
ist dem Betriebsrat unverzüglich mitzuteilen (gemäß § 99
Abs 4 ArbVG). Diese Mitteilung hat Angaben über die
vorgesehene Verwendung und Einstufung des Angestell-
ten, das Gehalt sowie eine allfällige vereinbarte Probe-
zeit oder Befristung des Dienstverhältnisses zu enthalten
(Dienstzettel).

2) Während der Probezeit kann das Dienstverhältnis je-
derzeit – ohne Angabe von Gründen und ohne Einhal-
tung von Fristen – sowohl vom Arbeitgeber als auch
vom Angestellten gelöst werden (Probezeit muss aus-
drücklich vereinbart sein – § 19 AngG).

3) Die Probezeit für Lehrlinge darf höchstens 3 Monate
betragen (§ 15 Abs 2 BAG).

4) Jeder Angestellte hat aufgrund des Arbeitsvertrags-
rechts-Anpassungsgesetzes (AVRAG) und des Kollektiv-
vertrages Anspruch auf einen Dienstzettel (Muster siehe
Anlage). Dies gilt selbstverständlich auch für Angestellte
in jenen Betrieben, in denen kein Betriebsrat errichtet ist
bzw die Errichtung eines Betriebsrates aufgrund der Be-
schäftigtenanzahl (unter 5 Arbeitnehmer) nicht möglich
ist.

5) Siehe Kommentar zur Gehaltsordnung A. Allgemeiner
Teil.

6) Als Nachweis sind geeignet: Zeugnisse, Bestätigungen
der Sozialversicherung usw.
WICHTIG! Hat das Dienstverhältnis bei In-Kraft-Treten
des AVRAG bereits bestanden, kann ein Dienstzettel ver-
langt werden, wenn nicht bereits ein Dienstzettel oder
Dienstvertrag, der alle Angaben des AVRAG enthält, aus-
gestellt wurde. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den
Dienstzettel (Anlage) binnen zwei Monaten ab Verlangen
auszustellen.

IIIa. GLEICHBEHANDLUNG

Im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis darf
niemand aufgrund seines Geschlechtes unmittelbar
oder mittelbar diskriminiert werden, insbesondere
nicht

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses,

2. bei der Festsetzung des Entgelts,

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die
kein Entgelt darstellen,

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf
betrieblicher Ebene,

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beför-
derungen,

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und

7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

Diskriminierung ist jede benachteiligende Differenzie-
rung, die ohne sachliche Rechtfertigung vorgenom-
men wird.

IV. ALLGEMEINE PFLICHTEN DER ANGESTELLTEN

Die Angestellten sind verpflichtet, alle mit ihrer Stel-
lung verbundenen Dienstleistungen nach Maßgabe
der gesetzlichen Bestimmungen und der Aufträge
des Vorgesetzten ordnungsgemäß durchzuführen.1)

Die Angestellten sind nicht berechtigt, eine Provision
oder sonstige Entlohnung von Kunden oder sonstigen
geschäftlichen Kommittenten ohne ausdrückliche Zu-
stimmung des Arbeitgebers anzunehmen.
Sie sind ferner weder berechtigt, ein selbstständiges
kaufmännisches Unternehmen zu betreiben noch oh-
ne besondere ausdrückliche Zustimmung des Arbeit-
gebers für eigene oder fremde Rechnung Handelsge-
schäfte im Geschäftszweig des Arbeitgebers zu ma-
chen oder zu vermitteln.

Sie sind, soweit keine gesetzliche Auskunftspflicht be-
steht, zur Geheimhaltung sämtlicher geschäftlicher
Angelegenheiten gegenüber jedermann verpflichtet.
Die Nichteinhaltung dieser Bestimmungen bildet ei-
nen wichtigen Grund für die Auflösung des Dienstver-
hältnisses (Entlassung) gem § 27 des Angestelltenge-
setzes.

1) Der Angestellte ist verpflichtet, die im Rahmen seines
Dienstvertrages vereinbarten Arbeiten zu leisten. Eine
Abänderung des Dienstvertrages bedarf grundsätzlich
der Zustimmung beider Vertragspartner.
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V. ARBEITSZEIT

Wöchentliche Arbeitszeit:
1. Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt ohne
Ruhepausen 38 1/2 Stunden.1)

Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit
2. Die Verteilung der wöchentlichen Normalarbeitszeit
auf die einzelnen Wochentage, der Beginn und das
Ende der täglichen Arbeitszeit sowie die Dauer und
Lage der Pausen sind nachMaßgabe der gesetzlichen
und der folgenden kollektivvertraglichen Bestimmun-
gen zu vereinbaren.2)3) Bei wechselnder Lage der Nor-
malarbeitszeit ist deren Lage unbeschadet § 19c Abs 3
AZG für die jeweilige Woche mindestens zwei Wochen
im Vorhinein zu vereinbaren.
Diese Regelung kann durch Betriebsvereinbarung (im
Sinne des § 97 ArbVG) erfolgen.

3. Wird an einem Werktag weniger als 8 Stunden oder
überhaupt nicht gearbeitet, kann die entfallende Ar-
beitszeit auf die anderen Tage in der Woche verteilt
werden, doch darf die tägliche Arbeitszeit in diesem
Falle 9 Stunden nicht überschreiten.4)

4. Andere Verteilung der Normalarbeitszeit (max. 4-
Viertage Woche)

4.1. Auf Antrag der Arbeitnehmerin ist die vereinbarte
wöchentliche Normalarbeitszeit regelmäßig auf vier
oder weniger Tage zu verteilen.

4.2. Die Arbeitgeberin kann diesen Antrag binnen zwei
Wochen ablehnen, wenn

4.2.1 die Einhaltung von Betriebsabläufen gefährdet
ist oder

4.2.2 die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes
nicht mehr gewährleistet werden kann.

4.3. Wird der Antrag gemäß 4.2. abgelehnt ist in Be-
trieben mit Betriebsrat dieser zu informieren und ein
Vermittlungsgespräch zu führen.

4.4. Wird die wöchentliche Normalarbeitszeit von Voll-
zeitbeschäftigten regelmäßig auf vier Tage verteilt,
kann die tägliche Normalarbeitszeit auf zehn Stunden
ausgedehnt werden. Wird die wöchentliche Normal-
arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten regelmäßig auf
vier oder weniger Tage verteilt, kann die tägliche Nor-
malarbeitszeit auf zehn Stunden ausgedehnt werden,
wenn die Angestellte an jedem Tag, an dem sie zum
Einsatz kommt, mindestens 4 Stunden zusammenhän-
gend beschäftigt wird.

4.5. Im laufenden Dienstverhältnis ist die andere Ver-
teilung der Normalarbeitszeit nach Antragsstellung
mit dem nächst möglichen Zeitpunkt bei der Arbeits-
zeitplanung zu berücksichtigen. Die Bestimmung ge-
mäß diesem Abschnitt 2.1. ist zu berücksichtigen.

5. Die Sozialpartner empfehlen, bei der Verteilung der
täglichen Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten auf das
Verhältnis zwischen Arbeitszeit und der erforderlichen
Fahrzeit zum und vom Arbeitsplatz Bedacht zu neh-
men.5)

6. Durchrechenbare Arbeitszeit:

a) Die wöchentliche Normalarbeitszeit kann in einzel-
nen Wochen eines Zeitraumes von 26 Wochen bis
zu 44 Stunden ausgedehnt werden, wenn innerhalb
dieses Durchrechnungszeitraumes die wöchentli-
che Normalarbeitszeit 38,5 Stunden nicht über-
schreitet.6)

b) Durch Betriebsvereinbarung – in Betrieben, in de-
nen kein Betriebsrat errichtet ist, durch Einzel-
dienstvertrag – kann der Durchrechnungszeitraum
bis zu einem Jahr ausgedehnt werden.

c) Die Dauer der wöchentlichen Normalarbeitszeit im
Durchrechnungszeitraum ist im Vorhinein zu ver-
einbaren.
Bei einem Durchrechnungszeitraum von mehr als
13 Wochen muss die Dauer der wöchentlichen Nor-
malarbeitszeit zumindest für 13 Wochen im Vorhi-
nein vereinbart werden.

d) Änderungen, die sich aus den jeweiligen Betriebs-
erfordernissen oder aus der Bedachtnahme auf
die Interessen der Arbeitnehmer ergeben, sind
rechtzeitig vorher zu vereinbaren.7)

e) Der zur Erreichung dieser durchschnittlichen Ar-
beitszeit im Durchrechnungszeitraum erforderliche
Zeitausgleich ist unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Betriebserfordernisse und unter Bedachtnah-
me auf die Interessen der Arbeitnehmer in halben
Tagen zu gewähren.8)

7. Arbeitszeit am Samstag 9)

Außer für Angestellte nach Z 8 endet die Normalar-
beitszeit am Freitag zum Arbeitsende.

8. Für Angestellte, die in der Auslieferung oder im Zu-
sammenhang mit der Auslieferung beschäftigt wer-
den und die ab dem 1.1.2004 eingetreten sind, endet
die Normalarbeitszeit am Samstag um 13 Uhr. Die
Normalarbeitszeit ist so zu verteilen, dass innerhalb ei-
nes Durchrechnungszeitraums von 26 Wochen Freizeit
in Verbindung mit der Wochenendruhe oder dem Ge-
bührenurlaub im Ausmaß der am Samstag geleisteten
Arbeitszeit entsteht.
Durch Betriebsvereinbarung oder, wenn kein Be-
triebsrat besteht, schriftliche Einzelvereinbarung kann
der Durchrechnungszeitraum auf 1 Jahr ausgedehnt
werden. Am Samstag geleistete Arbeitszeiten, denen
innerhalb des Durchrechnungszeitraums nicht ent-
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sprechende Freizeit in Verbindung mit der Wochen-
endruhe oder dem Gebührenurlaub gegenübersteht,
sind als Überstunden auszuzahlen.

9.Mit Angestellten, die in der Auslieferung oder im Zu-
sammenhang mit der Auslieferung beschäftigt wer-
den und die vor dem 1.1.2004 eingetreten sind, kann
durch Betriebsvereinbarung oder, wenn kein Betriebs-
rat besteht, durch schriftliche Einzelvereinbarung die
Regelung der Z 8 vereinbart werden. Falls die schrift-
liche Einzelvereinbarung einen längeren Durchrech-
nungszeitraum als 26 Wochen vorsieht, ist sie an die
Kollektivvertragsparteien zu übermitteln. Die Kollektiv-
vertragsparteien empfehlen die Anwendung des im
Anhang des Kollektivvertrags angeführten Musters ei-
ner Einzelvereinbarung. Kein Arbeitnehmer darf we-
gen der Weigerung, eine Einzelvereinbarung abzu-
schließen, benachteiligt werden.

10. Streitigkeiten, die sich aus der Neuregelung der
Samstagsbeschäftigung zum 1.1.2004 ergeben, sollen
von einer durch die Kollektivvertragsparteien paritä-
tisch besetzten Schlichtungsstelle geklärt werden.

11. Das Zusatzprotokoll, das im Zusammenhang mit
dem Kollektivvertrag vom 11. Dezember 1974 getrof-
fen wurde, tritt mit 31.12.2003 außer Kraft.

Arbeitszeit am 24. und 31. Dezember:
12. Die Arbeitszeit endet an diesen beiden Tagen um
13 Uhr.

Jugendliche:
13. Für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres und Lehrlinge bis zur Vollendung des 19. Le-
bensjahres gelten die Bestimmungen des KJBG in
der jeweils geltenden Fassung sowie die vorstehenden
Punkte 1 bis 5.10)

Einarbeitszeitraum in Verbindung mit Feiertagen:
14. Fällt in Verbindung mit Feiertagen die Arbeitszeit
an Werktagen aus, um den Arbeitnehmern eine län-
gere zusammenhängende Freizeit zu ermöglichen,
kann die ausfallende Normalarbeitszeit auf die Werk-
tage von höchstens 13 zusammenhängenden, die
Ausfalltage einschließenden Wochen verteilt wer-
den.11)

Gleitende Arbeitszeit:
15. In einer Gleitzeitvereinbarung gem § 4b AZG (Be-
triebsvereinbarung bzw schriftliche Einzelvereinba-
rung in Betrieben, in denen kein Betriebsrat errichtet
ist) kann die tägliche Normalarbeitszeit bis auf
10 Stunden verlängert werden.12)

Reisezeiten:
16. Passive Reisezeiten, das sind Zeiten, in denen der
Angestellte ein Verkehrsmittel benützt, ohne es selbst

zu lenken, werden mit dem Normalstundensatz vergü-
tet, es sei denn, der Angestellte verrichtet in dieser Zeit
Arbeitsleistungen im Rahmen des ihm erteilten Auftra-
ges.

Zeitguthaben
17. Für Zeitguthaben am Ende des Dienstverhältnisses
gebührt der Normalstundenlohn, wenn das Dienstver-
hältnis wegen Entlassung aus Verschulden des Arbeit-
nehmers, Kündigung durch den Arbeitnehmer oder
Austritt des Arbeitnehmers ohne wichtigen Grund en-
det.

18. Altersteilzeit

18.1. Will die Arbeitnehmerin die kontinuierliche Va-
riante der Altersteilzeit zur Erreichung ihres Pensions-
antrittsstichtages in Anspruch nehmen, und auch das
Dienstverhältnis bei Erreichung ihres Pensionsstichta-
ges beenden, hat sie die Arbeitgeberin schriftlich da-
rüber zu informieren. Diese Information hat die ge-
wünschte Reduktion der wöchentlichen Normalar-
beitszeit und die Dauer der geförderten Altersteilzeit
zu enthalten.

18.2. Weiters müssen auf die Arbeitnehmerin folgende
Voraussetzungen zutreffen:

18.2.1 Betriebszugehörigkeit von mindestens einem
Jahr zum Zeitpunkt der Information an die Ar-
beitgeberin

18.2.2 Das monatliche Bruttoentgelt darf die Höchst-
beitragsgrundlage zur Sozialversicherung
nicht überschreiten

18.2.3 Die rechtlichen Anforderungen zur Inan-
spruchnahme der gesetzlich geregelten und
geförderten Altersteilzeit müssen erfüllt sein

18.2.4 Nachweis über den persönlichen Pensionsant-
rittsstichtag und rechtzeitige Vorlage aller er-
forderlichen Unterlagen für die Antragstellung
bei der Förderstelle durch die Arbeitgeberin.

18.3. Die Arbeitgeberin hat bei Erfüllung der Voraus-
setzungen innerhalb von 4Wochen eine Vereinbarung
über die geförderte Altersteilzeit mit der Arbeitnehme-
rin zu treffen. Darauf basierend wird der Antrag auf
geförderte Altersteilzeit bei der abwickelnden Förder-
stelle eingebracht.

18.4. Die Arbeitgeberin kann die Vereinbarung über
die geförderte Altersteilzeit

18.4.1 auf einen späteren Zeitpunkt verschieben oder
18.4.2 Gespräche über ein geändertes Ausmaß der

Reduzierung der Normalarbeitszeit führen
oder

18.4.3 auf die geblockte Variante ändern oder
18.4.4 ablehnen,

wenn die Einhaltung von Betriebsabläufen ge-
fährdet ist oder die Aufrechterhaltung des Ge-

– 9 –



schäftsbetriebes nicht mehr gewährleistet wer-
den kann.

18.5. Soll der Antrag gemäß 10.4. geändert, verscho-
ben oder abgelehnt werden ist in Betrieben mit Be-
triebsrat dieser zu informieren und ein Vermittlungs-
gespräch zu führen.

18.6. Bei Änderung der gesetzlichen Bestimmungen
zur kontinuierlichen Altersteilzeit tritt diese Regelung
außer Kraft. Ausgenommen davon sind die bereits be-
schlossenen Änderungen bei Inkrafttreten dieser Re-
gelung zum 1.1.2019. Die Sozialpartner nehmen in
diesem Fall Verhandlungen über die Erneuerung
bzw. Abänderung des Kollektivvertrages auf.

1) Beträgt die Arbeitszeit weniger als 38,5 Stunden pro
Woche, liegt Teilzeitarbeit vor. Sonderbestimmungen
für Teilzeitbeschäftigte:

• Ausmaß und Lage der Arbeitszeit und ihre Änderung
sind zu vereinbaren, sofern sie nicht durch Betriebsver-
einbarung festgesetzt werden.

Die Lage der Arbeitszeit kann vom Arbeitgeber nur dann
geändert werden, wenn

• dies aus objektiven, in der Art der Arbeitsleistung gele-
genen Gründen sachlich gerechtfertigt ist, und

• dem Angestellten die Lage der Arbeitszeit für die jewei-
lige Woche mindestens zwei Wochen im Vorhinein mit-
geteilt wird, und

• berücksichtigungswürdige Interessen des Angestellten
dieser Einteilung nicht entgegenstehen.

Eine Vereinbarung, die dem Arbeitgeber ermöglicht, das
Ausmaß der Arbeitszeit zu variieren oder die Lage der
Arbeitszeit nach Belieben einseitig festzusetzen, wider-
spricht daher dieser – zugunsten des Angestellten zwin-
genden – Bestimmung.
Teilzeitbeschäftigte Angestellte sind zur Arbeitsleistung
über das vereinbarte Arbeitszeitausmaß (Mehrarbeit)
nur insoweit verpflichtet, als

• gesetzliche Bestimmungen, Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung oder der Dienstvertrag dies vorse-
hen, und

• ein erhöhter Arbeitsbedarf vorliegt oder die Mehrar-
beit zur Vornahme von Vor- und Abschlussarbeiten er-
forderlich ist, und

• berücksichtigungswürdige Interessen des Angestellten
der Mehrarbeit nicht entgegenstehen.

2) Beginn, Ende und Verteilung (bei Teilzeit auch Aus-
maß) der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage sind
zwischen Arbeitgeber und Angestellten zu vereinbaren.
Ein Anordnungsrecht des Arbeitgebers gibt es nur in be-
sonderen Ausnahmefällen. Diese Grundsätze gelten
auch für die Pausenregelungen.

3) Arbeitszeit und Pausen können durch Betriebsverein-
barung geregelt werden (erzwingbare Betriebsverein-
barung gem § 97 Abs 1 Z 2 ArbVG).

4) Die tägliche Normalarbeitszeit ist mit 9 Stunden be-
grenzt; jede Überschreitung dieser Zeit ist Überstunden-
arbeit.

5) Grundsätzlich ist die Normalarbeitszeit nach diesem
Kollektivvertrag und nach dem Arbeitszeitgesetz im Ein-
vernehmen festzulegen bzw abzuändern. Die Empfeh-
lung der Sozialpartner soll ein Hinweis auf die zwingen-
den Bestimmungen zur Einteilung der Normalarbeitszeit
sein.
Dieser Hinweis soll vor allem die Zersplitterung der tägli-
chen Arbeitszeit bzw einseitige Arbeitszeitverfügungen
der Arbeitgeber verhindern.

6) Eine Durchrechnung ist nur dann möglich, wenn

• im Vorhinein eine Vereinbarung getroffen wird, und
• der Durchrechnungszeitraum festgelegt wird (zB 6, 13
oder 26 Wochen), und

• für jede Woche dieses Zeitraumes die Normalarbeits-
zeit im Vorhinein feststeht (zB 44, 32, 35, 38, 44, 38 ergibt
38,5 Stunden pro Woche), und

• eine Abänderung ausdrücklich jeweils im Vorhinein
vereinbart wird.

7) Die Arbeitszeiteinteilung ist zu vereinbaren und schrift-
lich festzuhalten. Siehe auch Erläuterung 3) und Anhang
1 (Dienstzettel, Seite 37).

8) Der Zeitausgleich ist mindestens in halben Tagen zu
gewähren (günstigere Regelungen sind möglich).

9) Diese Bestimmung wurde neu in den Kollektivvertrag
aufgenommen. Sie ist mit 1.1.2004 in Kraft getreten. Da-
mit ist die Normalarbeitszeit am Samstag nicht wie bis-
her in einem Protokoll geregelt, sie ist jetzt zwingendes
Kollektivvertragsrecht.
Für alle Angestellten, die bis 31.12.2003 in ein Unterneh-
men eingetreten sind, endet die wöchentliche Normalar-
beitszeit am Freitag. Diese Regelung gilt auch für Eintrit-
te nach dem 31.12.2003, soweit diese Angestellten keine
Tätigkeit in der Auslieferung bzw im Zusammenhang mit
der Auslieferung ausüben. Für Angestellte, die eine Tä-
tigkeit in der Auslieferung bzw im Zusammenhang mit
der Auslieferung ausüben und ab 1.1.2004 eingetreten
sind, endet die wöchentliche Normalarbeitszeit spätes-
tens am Samstag um 13.00 Uhr. Die Ziffer 8 kommt für
diese Angestellten zur Anwendung.
Die Ziffer 9 gilt ausschließlich für Angestellte, die in der
Auslieferung bzw im Zusammenhang mit der Ausliefe-
rung beschäftigt werden und bis 31.12.2003 eingetreten
sind, mit der Auflage, dass eine Vereinbarung bzgl Nor-
malarbeitszeit am Samstag bis max. 12.00 Uhr schriftlich
durch Betriebsvereinbarung bzw Dienstvertrag nach Zif-
fer 8 festgelegt werden kann. Diese Angestellten können
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nicht einseitig durch den Arbeitgeber zu einer Änderung
der Normalarbeitszeit am Samstag bis 13.00 Uhr veran-
lasst werden. Angestellte, die beim Ende der wöchentli-
chen Normalarbeitszeit am Freitag bleiben, haben einen
besonderen Benachteiligungsschutz.
Im Anhang des Kollektivvertrages finden Sie ein Muster
für eine schriftliche Vereinbarung für eine Änderung
der wöchentlichen Normalarbeitszeit. Dieses Muster wird
von den Kollektivvertragspartnern zur Anwendung emp-
fohlen.
Mit dieser Neuregelung ist eine jahrelange Diskussion
zwischen den Kollektivvertragspartnern über die Nor-
malarbeitszeit am Samstag im Bereich der Auslieferung
beendet. Die Arbeitgeber haben eine Verwendungszu-
sage abgegeben, dass für den Bereich Auslieferung
am Samstag die Einstellung von Leiharbeitskräften und
Auslieferungstätigkeiten durch Fremdfirmen nicht for-
ciert werden.

10) Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen darf 8 Stun-
den, ihre Wochenarbeitszeit 38,5 Stunden nicht über-
schreiten. Zur Erlangung einer längeren Wochenend-
freizeit kann die tägliche Normalarbeitszeit auf 9 Stun-
den ausgedehnt werden. Eine Durchrechnung der Nor-
malarbeitszeit über zB 26 Wochen ist möglich. Dabei
kann die Normalarbeitszeit bis zu 44 Stunden ausge-
dehnt werden, wenn sie im Durchschnitt von 26 Wochen
38,5 Stunden nicht übersteigt. Jugendlichen muss nach
einer 4,5-stündigen Arbeitszeit eine Ruhepause von min-
destens einer halben Stunde gewährt werden. Diese
kann entfallen, wenn die Arbeitszeit nichtmehr als 5 Stun-

den beträgt. Während dieser Ruhepausen ist auch Ar-
beitsbereitschaft nicht zulässig (§ 15 Abs 4 KJBG).
Im Handel dürfen Jugendliche in der Zeit von 20.00 bis
6.00 Uhr und an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen nicht
beschäftigt werden. Sie haben Anspruch auf eine unun-
terbrochene Wochenendfreizeit im Ausmaß von 43 Stun-
den. Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit haben
sie Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit von
mindestens 12 Stunden.
Die Berufsschulzeit ist in die Arbeitszeit einzurechnen. Be-
trägt die Unterrichtszeit an einem Schultag mindestens
8 Stunden, so ist eine Beschäftigung im Betrieb nicht
mehr zulässig.

11) Dies ermöglicht die Einarbeitung von Normalarbeits-
zeit um längere, zusammenhängende Freizeiten zu er-
möglichen. Dazu bedarf es einer schriftlichen Vereinba-
rung mit dem Betriebsrat oder einer Vereinbarung mit
dem Arbeitnehmer. (Schriftlichkeit wird empfohlen).

12) Die 10-stündige Normalarbeitszeit kann nur bei Vor-
liegen einer Gleitzeitregelung vereinbart werden. Bei
Fehlen einer Gleitzeitregelung sind max. 9 Stunden täg-
liche Normalarbeitszeit möglich. Die Gleitzeitregelung
muss unbedingt enthalten:

• die Dauer der Gleitzeitperiode
• den Gleitzeitrahmen
• das Höchstausmaß allfälliger Übertragungsmöglich-
keiten von Zeitguthaben und Zeitschulden in die
nächste Gleitzeitperiode

• Dauer und Lage der fiktiven Normalarbeitszeit.

VI. MEHRARBEIT1)

1. Arbeitsleistung im Ausmaß der Verkürzung der wö-
chentlichen Arbeitszeit (bei bisher 40 Stunden Normal-
arbeitszeit) von 1 1/2 Stunden pro Woche ist Mehrar-
beit. Diese Mehrarbeit (von 38,5 bis einschließlich
40 Stunden) ist zuschlagsfrei zu behandeln und wird
auf das erlaubte Überstundenausmaß nicht ange-
rechnet. Dieser Grundsatz gilt auch bei anderer Ver-
teilung der Normalarbeitszeit nach Abschnitt V Punkt 2
bis 4 und 6 mit der Maßgabe, dass jeweils 1 1/2 Stun-
den pro Woche über die sich aus der anderen Vertei-
lung der Normalarbeitszeit ergebende jeweilige wö-
chentliche Arbeitszeit als Mehrarbeit gelten.
Durch Mehrarbeit darf – ausgenommen bei Einarbei-
ten von Feiertagen gem § 4 Abs 3 AZG – eine Wochen-
arbeitszeit von 44 Stunden nicht überschritten werden.
Hinsichtlich der Anordnung dieser Mehrarbeit gelten
die Bestimmungen über die Anordnung von Überstun-
den sinngemäß.

2. Arbeitszeiten, für die gemäß Abschnitt VII ein Zu-
schlag von mehr als 50 Prozent gebührt, gelten nicht
als Mehrarbeit im Sinne des Punktes 1, sondern als
Überstunden.

3. Die tägliche Arbeitszeit von 9 Stunden und die Ar-
beitszeit gemäß Abschnitt V Punkt 5 dürfen durch
Mehrarbeit im Sinne des Punktes 1 nicht überschritten
werden.

4. Zur Berechnung der Vergütung für Mehrarbeit ist
das Bruttomonatsgehalt durch 167 zu teilen.

5. Anstelle der Bezahlung von Mehrarbeit kann eine
Abgeltung derselben durch Zeitausgleich im Ausmaß
von 1 : 1 vereinbart werden.

6. Die Bestimmungen dieses Abschnittes gelten bis
zum In-Kraft-Treten einer weiteren Verkürzung der
wöchentlichen Arbeitszeit.

1) Die Differenz von 38,5 Stunden auf 40 Stunden (1,5 Std.)
ist „zuschlagsfreie Mehrarbeit”. Die Entschädigung er-
folgt auf der Basis der Normalstunde (gilt auch für einen
allfälligen Zeitausgleich). Das Anordnungsrecht des Ar-
beitgebers hinsichtlich der Mehrarbeit ist an den § 6
AZG gebunden, dh Mehrarbeit kann nur verlangt wer-
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den, wenn eine Arbeitsleistung gesetzlich erlaubt ist und
berücksichtigungswürdige Interessen des Angestellten
der Leistung der Mehrarbeit nicht entgegenstehen (zB
Sorgepflicht der Eltern, erkrankte(r) Ehegattin(e)).
WICHTIG! Bei durchrechenbaren Arbeitszeit-Vereinba-
rungen ist die kollektivvertragliche Vorschrift – die Ar-
beitszeit im Vorhinein zu vereinbaren – von besonderer
Bedeutung. Gibt es keine dem Kollektivvertrag entspre-
chende klare und überschaubare Arbeitszeit-Einteilung,
entstehen Abgrenzungsschwierigkeiten (Normal-, Mehr-
bzw Überstunden).

Beispiel 1:

Vereinbarte wöchentl.
Arbeitszeit: 38,5 Stunden
tatsächlich gearbeitet: 42 Stunden
zu verrechnen sind: 1,5 Mehrstunden

+ 2 Überstunden inkl Zu-
schlag

Beispiel 2:
Durchrechnungszeitraum (3 Wochen) vereinbart:

1. Woche 44 Stunden; gearbeitet wurden 45 Stunden

2. Woche 33 Stunden; gearbeitet wurden 37 Stunden

3. Woche 38,5 Std; gearbeitet wurden 41 Stunden
Die Obergrenze für die Normalarbeitszeit ist 44 Stun-
den, daher ergibt sich für die 1. Woche eine Überstun-
de; in der 2. Woche ergeben sich 1,5 Stunden Mehrar-
beit (ab der 33. Stunde) und 2,5 Überstunden mit Zu-
schlag (ab 34,5 Stunden); in der 3. Woche ergeben
sich 1,5 Stunden Mehrarbeit und eine Überstunde.
Bei Überschreitung der täglichen Arbeitszeit von
9 Stunden ist die Anordnung von Mehrarbeit nicht
mehr möglich, es sind Überstunden zu vergüten.

VII. ÜBERSTUNDEN

1. Überstunden:

a) Als Überstunde gilt jede Arbeitsstunde, durch die
das Ausmaß der aufgrund der Bestimmungen des
Abschnittes V jeweils festgelegten täglichen Ar-
beitszeit einschließlich allfälliger Mehrarbeit gem
Abschnitt VI überschritten wird.

b) Als Überstunden gelten Arbeiten an Feiertagen, so-
weit die für den betreffenden Wochentag festge-
legte Normalarbeitszeit überschritten wird. Als
Überstunden gelten weiters Arbeiten an Sonnta-
gen.

c) Bei anderer Verteilung der Normalarbeitszeit gem
Abschnitt V liegen Überstunden erst dann vor, wenn
die aufgrund der anderen Verteilung der Normal-
arbeitszeit auf die einzelnenWochen jeweils verein-
barte tägliche Arbeitszeit einschließlich der Mehr-
arbeit gem Abschnitt VI überschritten wird.1)

d) Bei Teilzeitbeschäftigten liegen Überstunden erst
vor, wenn das Ausmaß der für die Vollzeitbeschäf-
tigten festgesetzten täglichen Arbeitszeit oder eine
wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden über-
schritten wird.2)

e) Die Anordnung von Überstunden durch den Arbeit-
geber erfolgt tunlichst nach Anhörung des Be-
triebsrates im Rahmen der gesetzlich zulässigen Ar-
beitszeitüberschreitungen.3)

f) Lehrlinge sind zur Leistung von Überstunden
grundsätzlich nicht heranzuziehen. Sollte in Aus-
nahmefällen eine Überstundenleistung notwendig
sein, so sind die Überstunden nach den für Ange-
stellte in der Beschäftigungsgruppe 2, 1. Berufsjahr,
geltenden Sätzen zu entlohnen.4)

2. Überstundenvergütung:

a) Die Überstundenvergütung besteht aus der Grund-
stundenvergütung und einem Zuschlag.5)

b) Die Grundstundenvergütung beträgt 1/158 des
Bruttomonatsgehaltes.

c) Der Überstundenzuschlag beträgt 50 Prozent.
Überstunden, die an den verkaufsoffenen Samsta-
gen vor Weihnachten nach 13 Uhr geleistet werden,
sind mit einem Zuschlag von 100 Prozent zu vergü-
ten. Überstunden in der Zeit von 20 bis 6 Uhr und an
Sonn- und Feiertagen sind mit einem Zuschlag von
100 Prozent zu vergüten.6)

d) Überstunden sind spätestens am Ende der ihrer
Leistung folgenden Gehaltsperiode zu bezahlen.7)

3. Pauschalabfindung:
Durch Vereinbarung zwischen einzelnen Arbeitgebern
und Angestellten kann ein Überstundenpauschale
festgesetzt werden, doch darf es im Durchschnitt der
Geltungsdauer den Angestellten nicht ungünstiger
stellen als die Überstundenvergütung.8)

4. Abgeltung in Freizeit:9)10)

Anstelle der Bezahlung von Überstunden kann eine
Abgeltung in Freizeit vereinbart werden. Überstunden
mit einem Zuschlag von 50 Prozent sind im Verhältnis
1 : 1,5 und solche mit einem Zuschlag von 100 Prozent
im Verhältnis 1 : 2 abzugelten. Wird eine Abgeltung im
Verhältnis 1 : 1 vereinbart, bleibt der Anspruch auf den
Überstundenzuschlag bestehen.
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1) WICHTIG! Die vereinbarte Arbeitszeit ist im Dienstzettel
festzuhalten.

2) Überstundenarbeit liegt vor, wenn entweder

• die tägliche Arbeitszeit (Beispiel A + B) einer Vollzeitbe-
schäftigten oder

• die wöchentliche Arbeitszeit (Beispiel C) von 40 Stunden
überschritten wird.

Beispiel A:
Eine Teilzeitbeschäftigte hat eine tägliche Arbeitszeit von
13 bis 18 Uhr vereinbart (die vereinbarte Arbeitszeit für
die Vollbeschäftigten endet um 18 Uhr). An einem Tag
muss die Teilzeitbeschäftigte ausnahmsweise bis 20 Uhr
arbeiten. In diesem Fall sind für die Zeit von 18 bis
20 Uhr Überstunden zu bezahlen.

Beispiel B:
Die Normalarbeitszeit einer Vollzeitbeschäftigten
(38,5 Stunden) endet an den verkaufsoffenen Samstagen
vor Weihnachten um 13.00 Uhr. Arbeitsleistungen ab die-
sem Zeitpunkt sind Überstunden mit 100 %igem Zu-
schlag; dies gilt auch für Arbeitsleistungen von Teilzeit-
beschäftigten.

Beispiel C:
Die Arbeitszeit einer Teilzeitbeschäftigten beträgt mit
Freitag 18.00 Uhr bereits 40 Stunden (5 x 8 Stunden). All-
fällige Arbeitsleistungen am Freitag nach 18.00 Uhr oder
Samstag sind Überstunden.
Bei Berechnung der Überstundengrundvergütung ist
das Teilzeitgehalt zuerst auf das Gehalt einer Vollbe-
schäftigung hochzurechnen und dann durch den Über-
stundendivisor (1/158) zu teilen, zB:
Teilzeitbeschäftigung 23 Stunden pro Woche, das mo-
natliche Bruttogehalt beträgt € 680; bei einer 38,5-Stun-
den-Woche wäre das ein monatliches Bruttogehalt von
€ 1.140,28 (€ 680 : 23 : 4,33 x 167) : 158
€ 7,22 = eine Überstundengrundvergütung
€ 3,61 = 50 %iger Zuschlag;
die Teilzeitbeschäftigte erhält daher für eine Überstunde
inkl Zuschlag brutto € 10,83.

3) Aufgrund des Kollektivvertrages hat der Arbeitgeber
gegenüber dem Betriebsrat eine besondere Informa-
tionspflicht. Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen
(§ 7 AZG) ist die Obergrenze der täglichen Arbeitszeit
(Normalarbeitszeit und Überstunden) mit 10 Stunden li-
mitiert. Außerdem sind die Bestimmungen des § 6 AZG

zu beachten; danach ist zu prüfen, ob der Überstunden-
arbeit berücksichtigungswürdige Interessen des Ange-
stellten entgegenstehen.

4) Nur aus zwingenden betrieblichen Gründen darf
zwecks Durchführung von Vor- oder Abschlussarbeiten
die Arbeitszeit für Jugendliche über 16 Jahre um eine
halbe Stunde täglich, zB ”bei Arbeiten zur abschließen-
den Kundenbedienung einschließlich der damit zusam-
menhängenden notwendigen Aufräumepflichten“ aus-
gedehnt werden. Die Dauer der Mehrarbeitsleistungen
darf insgesamt drei Stunden in der Woche, die tägliche
Arbeitszeit keinesfalls 10 Stunden überschreiten.

5) Die Grundstundenvergütung errechnet sich aus dem
Bruttomonatsgehalt; das bedeutet mangels einer günst-
igeren Regelung, dass das regelmäßige Istgehalt für die
Berechnung zu berücksichtigen ist.

6) Arbeitsleistungen am Sonntag sind immer als Über-
stunden mit einem 100 %igen Zuschlag zu vergüten. Ar-
beitsleistung an einem Feiertag ist erst dann Überstun-
denarbeit, wenn sie hinsichtlich ihrer Dauer über das
Ausmaß der täglichen Normarbeitszeit hinausgeht.

7) Dieser Grundsatz gilt auch bei allen Formen der
durchrechenbaren Arbeitszeit gemäß Abschnitt V 4a.

8) Bei vereinbartem Überstundenpauschale ist der Ar-
beitgeber verpflichtet zu prüfen, ob der Angestellte mit
dem Pauschale ordnungsgemäß entschädigt wird. Bei
jeder Gehaltserhöhung ist auch das Pauschale entspre-
chend der jeweiligen Vereinbarung zu prüfen. Das Über-
stundenpauschale (die herrschende Judikatur hält einen
Beobachtungszeitraum von einem Jahr als angemessen)
hat Entgeltcharakter und kann im Normalfall vom Ar-
beitgeber nicht einseitig verändert oder entzogen wer-
den (siehe auch Erläuterungen zum Entgeltbegriff des
Abschnittes XVI).

9) Diese Regelung ist nur eine Klarstellung der geltenden
Rechtslage. Eine Abgeltung von Überstunden 1 : 1 ist
(war auch in der Vergangenheit) sittenwidrig und teil-
nichtig. Erfolgt eine Abgeltung 1 : 1, kann der entspre-
chende Zuschlag gefordert werden.

10) Der Verbrauch der Freizeit kann durch den Arbeitge-
ber nicht angeordnet werden, sondern ist zwischen Ar-
beitgeber und Angestellten zu vereinbaren.

VIII. RUHETAGE

1. Als Ruhetage gelten sämtliche Sonntage sowie die
gesetzlichen Feiertage, das sind derzeit: 1. Jänner,
6. Jänner, Ostermontag, 1. Mai, Christi Himmelfahrt,
Pfingstmontag, Fronleichnam, 15. August, 26. Okto-
ber, 1. November, 8. Dezember, 25. und 26. Dezember.

Für Angehörige der evangelischen Kirchen AB und HB,
der altkatholischen Kirche und der Methodistenkirche
gilt der Karfreitag als gesetzlicher Feiertag.1)
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2. Für Feiertagsarbeit und deren Vergütung gelten die
Bestimmungen des Arbeitsruhegesetzes, BGBl Nr 144/
83.2)

1) Der Reformationstag (31. Oktober) ist kein gesetzlicher
Feiertag (§ 8 ARG).
Für die Angehörigen der israelitischen Glaubensge-
meinschaft ist der Versöhnungstag ein arbeitsfreier
Tag, wenn er spätestens eine Woche vorher begehrt
wird.

2) Durch einen gesetzlichen Feiertag (gilt auch für den
Karfreitag und den Versöhnungstag) darf das Entgelt
nicht geschmälert werden. Für die Berechnung des Ent-
gelts sind auch regelmäßige Prämien, Provisionen und
Überstunden heranzuziehen. Wird an einem Feiertag
gearbeitet, so gebührt innerhalb der Normalarbeitszeit
pro Stunde 1/167 des monatlichen Entgelts (Überstun-
den siehe Abschnitt VII).

IX. URLAUB

Für den Urlaub gilt gem § 17 Angestelltengesetz das
Bundesgesetz BGBl Nr 390/76, betreffend die Verein-
heitlichung des Urlaubsrechtes und die Einführung ei-
ner Pflegefreistellung.1)

Vordienstzeiten, die im selben Betrieb zugebracht
wurden, werden bei Wiedereintritt in den Betrieb bei
der Urlaubsberechnung, wenn die Unterbrechung
nicht länger als 180 Tage gedauert hat und die Lö-
sung des Dienstverhältnisses durch den Arbeitgeber
erfolgt ist, sofort angerechnet.2)

Kriegsbeschädigten und Personen, deren Erwerbs-
minderung auf einem Arbeitsunfall oder einer Berufs-
krankheit beruht, mit einer mindestens 50 %igen Min-
derung der Erwerbsfähigkeit, gebührt außer dem ge-
setzlichen Urlaub ein Zusatzurlaub von 3 Tagen.

1) Die Urlaubsdauer beträgt bei einer anrechenbaren
Dienstzeit

von weniger als 25 Jahren .................... 30 Werktage,
nach Vollendung der 25 Dienstjahre ...... 36 Werktage.

Als Werktage gelten die Tage von Montag bis einschließ-
lich Samstag, ausgenommen gesetzliche Feiertage.
Auch arbeitsfreie Tage (zB Samstag) sind auf das Ur-
laubsausmaß anzurechnen.
Anspruch auf Urlaub entsteht in den ersten sechs Mona-
ten des ersten Dienstjahres im Verhältnis zu der im
Dienstjahr zurückgelegten Dienstzeit (2,5 Werktage pro
Monat), nach sechs Monaten zur Gänze. Ab dem zweiten
Dienstjahr entsteht der gesamte Urlaubsanspruch mit
Beginn des Dienstjahres. Nur durch Betriebsvereinba-
rung kann eine Umstellung auf das Kalenderjahr verein-
bart werden. Erfolgt die Umstellung ohne Betriebsver-
einbarung, hat der Angestellte vollen Urlaubsanspruch
für das „Rumpfjahr” (Judikat 53 neu).
Wird der Urlaubsanspruch nicht vor Antritt des Präsenz-
und Zivildienstes oder des Karenzurlaubes konsumiert,
so ist eine Aliquotierung des Urlaubes möglich.
Der Urlaubsverbrauch ist in jedem Fall zwischen dem Ar-
beitgeber und dem Angestellten zu vereinbaren. Es ist
daher nicht möglich, dass der Arbeitgeber den Urlaubs-
verbrauch anordnet. Ebenso kann der Angestellte den

Zeitpunkt des Urlaubsantrittes nicht selbst bestimmen.
Dies gilt auch für die Zeit der Kündigungsfrist.
Bei einer Kündigungsfrist von drei oder mehr Monaten ist
allerdings die Zumutbarkeit des Urlaubsverbrauches zu
prüfen.
In Betrieben, in denen ein Betriebsrat besteht, hat der
Angestellte unter bestimmten Voraussetzungen die Mög-
lichkeit, seinen Urlaubswunsch (von mindestens 2 Wo-
chen) einseitig durchzusetzen. Erforderlich dafür ist,
dass der Urlaub mindestens 3 Monate vorher angemel-
det wurde.
Jugendlichen ist auf Verlangen in der Zeit vom 15. Juni
bis 15. September ein Urlaub im Ausmaß von 12 Werkta-
gen zu gewähren (KJBG).
Unvorhergesehene entgeltpflichtige Dienstverhinderun-
gen (Beispiele siehe Abschnitt X) sowie Erkrankung un-
terbrechen den Urlaub. Bei Erkrankung tritt die Unter-
brechung nur dann ein, wenn die Krankheit länger als
3 Kalendertage gedauert hat und dies dem Dienstgeber
unverzüglich bekannt gegeben wird (Sonderbestim-
mungen bei Auslandsaufenthalten beachten).
Erkrankung während des Urlaubes führt nicht automa-
tisch zu einer Verlängerung des vereinbarten Urlaubes.
Dazu bedarf es einer neuerlichen Vereinbarung zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem Angestellten.
Der Angestellte behält während der Dauer des Urlaubes
den Anspruch auf jenes Entgelt, das gebührt hätte, wenn
der Urlaub nicht angetreten worden wäre. Dieses Entgelt
ist bei Antritt des Urlaubes für die ganze Urlaubsdauer
im Voraus zu zahlen. Das Urlaubsentgelt besteht aus
dem Gehalt zuzüglich durchschnittlicher Prämien, Provi-
sionen und Überstunden (Überstundenpauschale).
Während eines aufrechten Dienstverhältnisses darf der
Urlaub nicht in Geld abgelöst werden; derartige Verein-
barungen sind rechtsunwirksam.
Bei Beendigung des Dienstverhältnisses steht dem Ange-
stellten eine Urlaubsentschädigung oder Urlaubsabfin-
dung (aliquote Entschädigung) für den noch offenen
Urlaubsanspruch zu. (Eine Urlaubsentschädigung oder
-abfindung bewirkt ein Ruhen des Arbeitslosengeldes
für die Zeit der abgegoltenen Werktage). Kein Anspruch
auf Abgeltung des nicht verbrauchten Urlaubes besteht
bei vorzeitigem Austritt des Angestellten ohne wichtigen
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Grund. Dies gilt aber nur für das laufende Urlaubsjahr.
”Alte“ Urlaubsansprüche sind immer als Urlaubsent-
schädigung abzugelten.

Beispiel für Berechnung der Urlaubsentschädigung
(UE):

Monatsentgelt + 1/12 UB + 1/12 WR
x 30 = UE

26

UE für 30 Urlaubs-(Werk-)Tage

Beispiel für die Berechnung der Urlaubsabfindung (UA):

Urlaubsentschädigung
x Wochen (W) = UA

52

WICHTIG! Bei der Berechnung der Urlaubsabfindung
können bereits konsumierte Urlaubstage gegenverrech-
net werden. Sollte der Urlaubsverbrauch die Abfindung
übersteigen, darf der Dienstgeber keine Rückverrech-
nung mit anderen Entgeltbestandteilen durchführen.
Abkürzungen:
UE = Urlaubsentschädigung
UA = Urlaubsabfindung
UB = Urlaubsbeihilfe
WR = Weihnachtsremuneration
W = Wochenanzahl im Dienstjahr, für welche UA gebührt,

vom Beginn des Dienstjahres bis zum Ende des Dienst-
verhältnisses.

Nachstehende Übersicht soll die jeweils zustehenden An-
sprüche auf Urlaubsentschädigung bzw Urlaubsabfin-
dung nach den einzelnen Lösungsfällen des Arbeitsver-
hältnisses nochmals zusammenfassen.

Auflösungsfälle des
Arbeitsverhältnisses

Urlaubsentschädi-
gung (volles Urlaubs-

entgelt)

Urlaubsabfindung
(aliquotes Urlaubs-

entgelt)

Kündigung
durch den Ar-
beitgeber in den
ersten sechs Mo-
naten eines
Dienstverhältnis-
ses

Ja

Kündigung
durch den Ar-
beitgeber bei
Kündigungsfrist
unter 3 Monaten

Ja

Kündigung
durch den Ar-
beitgeber bei
Kündigungsfrist
ab 3 Monaten
und Urlaubsver-
brauch unmög-
lich oder unzu-
mutbar

Ja

Auflösungsfälle des
Arbeitsverhältnisses

Urlaubsentschädi-
gung (volles Urlaubs-

entgelt)

Urlaubsabfindung
(aliquotes Urlaubs-

entgelt)

Kündigung
durch den Ar-
beitgeber bei
Kündigungsfrist
ab 3 Monaten,
wenn Urlaubs-
verbrauch mög-
lich oder zumut-
bar gewesen
wäre

Ja

Kündigung
durch den Ange-
stellten im
1. Dienstjahr

Ja

Kündigung
durch den Ange-
stellten ab dem
2. Dienstjahr);
einvernehmliche
Lösung; Zeitab-
lauf

Wenn mehr als
6 Monate des Ur-
laubsjahres bei
Beendigung des
Dienstverhältnis-
ses verstrichen
sind

Wenn bis zu
6 Monaten des
Urlaubsjahres
bei Beendigung
des Dienstver-
hältnisses verstri-
chen sind

Entlassung ohne
Verschulden des
Angestellten

Ja

Entlassung mit
Verschulden des
Angestellten

Ja

Austritt des An-
gestellten be-
gründet

Ja

Austritt des An-
gestellten ohne
Grund; Tod des
Angestellten

Ja

2) Vordienstzeiten bei anderen Arbeitgebern, die min-
destens 6 Monate (in Österreich) gedauert haben, wer-
den sofort bis höchstens 5 Jahre angerechnet.
Ein Studium an höheren Schulen (zB einer allgemein
bildenden höheren oder einer berufsbildenden mittleren
oder höheren Schule) nach der allgemeinen Schulpflicht
wird mit höchstens 4 Jahren angerechnet.
Treffen anrechenbare Vordienstzeiten und Zeiten eines
Studiums an höheren Schulen zusammen, ist die anre-
chenbare Höchstgrenze 7 Jahre. Darüber hinaus wird
ein erfolreich abgeschlossenes Hochschulstudium mit
höchstens 5 Jahren angerechnet.
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X. FORTZAHLUNG DES ENTGELTES BEI DIENSTVERHINDERUNG1)

1. Bei angezeigtem und nachträglich nachgewiese-
nem Eintritt nachstehender Familienangelegenheiten
besteht gemäß § 8 (3) Angestelltengesetz2) Anspruch
auf Fortzahlung des Entgeltes zB in folgenden Fällen:3)

a) bei eigener Eheschließung ......... (3 Arbeitstage),
b) bei Teilnahme an der Eheschlie-

ßung der Kinder und Geschwister (1 Arbeitstag),
c) bei Tod des Ehegatten bzw Le-

bensgefährten, wenn er (sie) mit
dem Angestellten im gemeinsa-
men Haushalt lebte .................... (2 Arbeitstage),

d) bei Teilnahme an der Beerdigung
des Ehegatten bzw Lebensgefähr-
ten ........................................... (1 Arbeitstag),

e) bei Tod der Eltern, Schwiegerel-
tern oder der Kinder .................. (1 Arbeitstag),

f) bei Teilnahme an der Beerdigung
der Eltern, Schwiegereltern, Kin-
der, Geschwister oder Großeltern (1 Arbeitstag),

g) bei Niederkunft der Ehegattin bzw
Lebensgefährtin ........................ (1 Arbeitstag),

h) bei Wohnungswechsel die not-
wendige Zeit, jedoch höchstens .. 2 Arbeitstage

innerhalb eines
halben Jahres,

i) für die Zeit notwendiger ärztlicher und zahnärztli-
cher Behandlung, sofern eine kassenärztliche Be-
scheinigung vorgewiesen wird.

2. Für Lehrlinge gelten für die Fortzahlung des Lehr-
lingseinkommens die Bestimmungen der §§ 17 und
17a BAG4) mit der Maßgabe, dass diese für den Tag
der Ablegung der Lehrabschlussprüfung gebührt.5)

Die beispielsweise Aufzählung unter Punkt 1 gilt auch
für Lehrlinge.

1) Fortzahlung des Entgeltes bei Krankheit (§ 8 AngG):
Im Falle der Krankheit gebührt dem Angestellten:

Volles Entgelt Halbes Ent-
gelt

im 1. bis 5. Dienstjahr 6 Wochen 4 Wochen
im 6. bis 15. Dienstjahr 8 Wochen 4 Wochen
im 16. bis 25. Dienstjahr 10 Wochen 4 Wochen
über 25 Dienstjahre 12 Wochen 4 Wochen

Beruht die Dienstverhinderung auf einem Arbeitsunfall
oder einer Berufskrankheit im Sinne des ASVG, verlän-

gert sich die Frist von 6 Wochen um die Dauer dieser
Dienstverhinderung, höchstens jedoch auf 8 Wochen.
Erkrankt der Angestellte innerhalb eines halben Jahres
nach Wiederantritt des Dienstes abermals, so hat er für
die Zeit der Dienstverhinderung, soweit die Gesamt-
dauer der Verhinderung obige Zeiträume übersteigt,
Anspruch auf die Hälfte des ihm nach obiger Aufstellung
gebührenden Entgeltes.

2) Der Angestellte behält ferner den Anspruch auf das
Entgelt, wenn er durch andere wichtige, seine Person be-
treffende Gründe ohne sein Verschulden während einer
verhältnismäßig kurzen Zeit (bis zu einer Woche) an der
Leistung seiner Dienste verhindert wird.
Unter diese Verhinderungsgründe fallen unter anderem:

• Pflege naher Angehöriger (müssen nicht im gleichen
Haushalt wohnen).
WICHTIG: Günstigere Bestimmungen des Angestellten-
gesetzes beachten.

• Verhinderung durch wichtige Gründe (zB ”Eltern-
sprechtag“, Beistandspflicht gegenüber Eltern, Kin-
dern, Eheschließung eines Elternteiles, Beerdigung
von Verwandten und Bekannten, Führerscheinprü-
fung).

• Verhinderung durch öffentliche Pflichten (zB Vorla-
dungen oder Vorsprachen bei Behörden und Ämtern).

3) Die angeführten Beispiele sind Mindestansprüche.

4) Bei Krankheit (Unglücksfall) hat der Lehrling Anspruch
auf Fortzahlung des vollen Lehrlingseinkommens für die
Dauer von 4 Wochen, für weitere 2 Wochen erhält er die
Differenz zwischen Lehrlingseinkommen und Kranken-
geld (BAG).
WICHTIG: Fallen Tage der Dienstverhinderung – und
zwar dann, wenn der Verhinderungsgrund erst nach Ab-
schluss der Urlaubsvereinbarung oder nach Urlaubsan-
tritt bekannt wird oder entsteht – in einen bereits ange-
tretenen Urlaub, so widerspricht es dem Erholungszweck
des Urlaubes, diese Tage als Urlaubsverbrauch zu rech-
nen.

5) Diese Bestimmung bedeutet, dass der Lehrling sowohl
für die schriftliche als auch für die mündliche Prüfung
den ganzen Tag von der Dienstleistung befreit ist.

XI. JUBILÄUMSGELDER

Für langjährige Dienste1) werden den Arbeitnehmern
nach einer Beschäftigung im gleichen Betrieb von
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20 Jahren mindestens ..... 1 Brutto-Monatsgehalt,
25 Jahren mindestens ..... 1,5 Brutto-Monatsgehälter,
30 Jahren mindestens ..... 2 Brutto-Monatsgehälter,
35 Jahren mindestens ..... 2,5 Brutto-Monatsgehälter,
40 Jahren mindestens ..... 3,5 Brutto-Monatsgehälter

als einmalige Anerkennungszahlung gewährt.2)

Der Arbeitnehmer wird im Zusammenhang mit seinem
Jubiläum an zwei Arbeitstagen unter Fortzahlung sei-
nes Entgeltes vom Dienst befreit.

1) Ein ununterbrochenes Dienstverhältnis ist nicht not-
wendig. Es gelten auch Zeiten des Lehr- und Arbeiterver-
hältnisses im gleichen Betrieb.

2) Entgeltsbestandteile, wie zB Prämien, Provisionen,
Überstunden und Remunerationen müssen nicht berück-
sichtigt werden.

XII. ANRECHNUNG DES KARENZURLAUBES (§ 15 MSchG) UND DER HOSPIZKARENZ
(§ 14a UND b AVRAG)1)

1. Der erste Karenzurlaub innerhalb eines Dienstver-
hältnisses im Sinne des § 15 des Mutterschutzgesetzes
wird für die Bemessung der Kündigungsfrist und der
Dauer des Krankenentgeltanspruches bis zum Höchst-
ausmaß von zehn Monaten angerechnet. Vorausset-
zung für die Anrechnung ist jedoch eine fünfjährige
Dauer des Dienstverhältnisses.
Diese Anrechnung galt für Karenzurlaube, die im Zeit-
raum 1. Jänner 1986 bis 31. Dezember 1992 angetre-
ten worden sind bzw für die Geburt eines Kindes bis
31. Dezember 1992.

2. Bei Geburt eines Kindes ab 1. Jänner 1993 wird der
erste Karenzurlaub im Dienstverhältnis sowie Sterbe-
begleitung für nahe Angehörige und Begleitung von
schwersterkrankten Kindern (§ 14a und b AVRAG) für
die Bemessung der Kündigungsfrist, die Dauer der
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (Unglücksfall)
und das Urlaubsausmaß sowie das Jubiläumsgeld2)

bis zum Höchstausmaß von zehn Monaten3) ange-
rechnet.

3. Für Geburten ab dem 1. 8. 2019 richtet sich die die
Anrechnung von Karenzzeiten im laufenden Dienst-
verhältnis nach § 15f Mutterschutzgesetz (MSchG) idF
des BGBl 68/2019 (MSchG) in Verbindung mit § 7c Vä-
terkarenzgesetz (VKG).

1) Ab 1.1.2012 werden nicht nur der erste Karenzurlaub
im Arbeitsverhältnis nach dem MSchG bzw VKG ange-
rechnet, sondern darüber hinaus auch Zeiten der Fami-
lienhospizkarenz im Sinne der §§ 14a und b.

2) Diese Zeiten werden für folgende dienstzeitabhängige
Ansprüche angerechnet:

1. Die Kündigungsfrist
2. Die Dauer der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
3. Das Urlaubsausmaß
4. Das Jubiläumsgeld.

3) Beide Karenzzeiten werden jeweils im Ausmaß vonma-
ximal 10 Monaten angerechnet. Aus beiden Formen der
Karenz können daher maximal 20 Monate angerechnet
werden.

XIII. REISEKOSTEN- UND REISEAUFWANDSENTSCHÄDIGUNG

1. Begriff der Dienstreise:

a) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte zur
Ausführung eines ihm erteilten Auftrages den
Dienstort gem lit b) verlässt. Eine Dienstreise liegt
auch vor, wenn der Angestellte zur Ausführung ei-
nes ihm erteilten Auftrages die Betriebsstätte des
Arbeitgebers verlässt, dabei jedoch am Dienstort
(lit b) bleibt. In diesem Falle erhält er nur dann ein
Taggeld, wenn eine Betriebsvereinbarung dies vor-
sieht.

b) Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt au-
ßerhalb von Wien ein Tätigkeitsgebiet im Umkreis
von 12 Straßenkilometern von der Betriebsstätte,
aber jedenfalls das Gemeindegebiet. Als Gemein-
degebiet von Wien gelten die Bezirke 1 bis 23.

c) Die Dienstreise beginnt, wenn sie von der Arbeits-
stätte aus angetreten wird, mit dem Verlassen der
Arbeitsstätte. In allen anderen Fällen beginnt die
Dienstreise mit dem reisenotwendigen Verlassen
der Wohnung. Die Dienstreise endet mit der Rück-
kehr zur Arbeitsstätte bzwmit der reisenotwendigen
Rückkehr in die Wohnung.

2. Reisekosten- und Reiseaufwandsentschädigung:
Bei Dienstreisen ist dem Angestellten der durch die
Dienstreise verursachte Aufwand zu entschädigen.
Der Angestellte hat die jeweils kostengünstigste Va-
riante der Reise zu wählen.
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3. Reisekosten:

a) Bei Dienstreisen mit der Eisenbahn werden die
Fahrtkosten der II. Klasse ersetzt.

b) Bei Benützung der I. Klasse, von Luxuszügen und
des Schlafwagens werden die jeweiligen Kosten
nur dann ersetzt, wenn die Benützung aufgrund ei-
ner ausdrücklichen Bewilligung des Arbeitgebers
erfolgte. Liegt eine derartige Bewilligung nicht
vor, werden die Fahrtkosten der II. Klasse ersetzt.

c) Bei Dienstreisen mit dem Autobus werden die tat-
sächlich aufgelaufenen Fahrtkosten ersetzt.

d) Für die Benützung von Flugzeugen oder Schiffen ist
eine ausdrückliche Bewilligung des Arbeitgebers
erforderlich. Bei Vorliegen einer derartigen Bewilli-
gung werden die tatsächlich aufgelaufenen Kosten
ersetzt.

e) Für die Verwendung des Privat-Pkw des Angestell-
ten bei einer Dienstreise ist eine ausdrückliche Be-
willigung des Arbeitgebers erforderlich. Bei Vorlie-
gen einer derartigen Bewilligung wird zur Abde-
ckung des durch die Haltung und Benützung des
Pkw entstehenden Aufwandes ein Kilometergeld
gewährt. Über das Kilometergeld hinaus bestehen
keine weiteren Ansprüche auf Reisekostenentschä-
digung.

f) Das Kilometergeld im Sinne der lit e) beträgt:

Bei Personen- und Kombinationskraftwagen

aa) bis 10.000 gefahrene km pro Kalen-
derjahr ........................................... € 0,376

bb) von 10.001 bis 20.000 km................... € 0,30
cc) darüber .......................................... € 0,22

je Fahrtkilometer.

Das Kilometergeld im Sinne der lit e) beträgt vom
1.1.2009–31.12.2009:

Bei Personen- und Kombinationskraftwagen

aa) bis 10.000 gefahrene km pro Kalender-
jahr .................................................. € 0,42

bb) von 10.001 bis 20.000 km .................... € 0,34
cc) darüber ............................................ € 0,25

je Fahrtkilometer.

Das niedrigere Kilometergeld gebührt jeweils ab
dem Überschreiten der obigen Kilometergrenzen
im jeweils laufenden Kalenderjahr.
Die höheren Sätze der befristeten Regelung gelten
auch über den 31.12.2009 hinaus, sofern die Reise-
gebührenvorschrift weiterhin ein Kilometergeld von
42 Cent vorsieht und entsprechend der darin vor-
gesehenen Geltungsdauer.

g) Wenn das innerbetriebliche Geschäftsjahr vom Ka-
lenderjahr abweicht, kann das Geschäftsjahr an-
stelle des Kalenderjahres für die Berechnung des

Kilometergeldes herangezogen werden. Innerbe-
trieblich können auch andere Jahreszeiträume für
die Berechnung des Kilometergeldes vereinbart
werden.

h) Das Kilometergeld ist entsprechend zu verringern,
wenn ein Teil des Aufwandes (zB Treibstoff, Versi-
cherungen, Reparatur) durch den Arbeitgeber ge-
tragen wird.

i) Aus der Bewilligung im Sinne der lit e) kann kein
dienstlicher Auftrag zur Verwendung des Privat-
Pkw abgeleitet werden. Die Gewährung von Kilo-
metergeld bedingt daher keinerlei Haftung des Ar-
beitgebers für Schäden, die aus der Benützung des
Pkw durch den Angestellten entstehen.

j) Über die gefahrenen Kilometer ist ein Fahrtenbuch
zu führen, das über Aufforderung, jedenfalls aber
am Ende des Kalender- oder Geschäftsjahres bzw
beim Ausscheiden des Angestellten, zur Abrech-
nung vorzulegen ist. Die Abrechnung hat entweder
nach jeder Dienstreise, monatlich oder in bestimm-
ten Zeitabständen zu erfolgen.

k) Die Reisezeit ist im Abschnitt V Z 9 dieses Kollektiv-
vertrages geregelt.

l) Am 31.12.2001 bestehende günstigere betriebliche
oder individuelle Vereinbarungen über die Höhe
des Kilometergeldes werden durch die mit
1.1.2002 in Kraft tretende Neuregelung nicht be-
rührt. Das gilt auch für Dienstverträge, die sich
auf den Kollektivvertrag beziehen.

4. Reiseaufwandsentschädigung:

a) Für die Bestreitung des mit der Dienstreise verbun-
denen persönlichen Mehraufwandes für Verpfle-
gung und Unterkunft erhält der Angestellte für je-
den vollen Kalendertag eine Reiseaufwandsent-
schädigung. Diese besteht aus dem Taggeld und
dem Nächtigungsgeld.

b) Die Reiseaufwandsentschädigung im Sinne des
Einkommensteuergesetzes in der jeweils geltenden
Fassung beträgt:

Taggeld Nächtigungs-
geld

Tag- und
Nächtigungs-

geld

€ 26,40 € 15,00 € 41,40

c) Das Taggeld dient zur Deckung der Mehrausgaben
für Verpflegung sowie aller mit der Dienstreise ver-
bundenen persönlichen Aufwendungen des Ange-
stellten einschließlich der Trinkgelder. Ein vom Ar-
beitgeber bezahltes Essen (außer dem Frühstück)
führt zur Kürzung des Taggeldes um jeweils € 13,20.

d) Dauert eine Dienstreise länger als 3 Stunden, so
kann für jede angefangene Stunde 1/12 des vollen
Taggeldes berechnet werden.
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e) Das Nächtigungsgeld dient zur Deckung der Aus-
gaben für Unterkunft einschließlich der Kosten
des Frühstücks.
Das Nächtigungsgeld entfällt, wenn mit der Dienst-
reise keine Nächtigung verbunden ist, Quartier bei-
gestellt wird, die tatsächlichen Beherbergungskos-
ten vergütet werden oder die Benützung des
Schlafwagens bewilligt und die entsprechenden
Kosten ersetzt werden.
Tatsächliche Beherbergungskosten werden gegen
Vorlage des Beleges nach den Grundsätzen der
Ziffer 2 vergütet.

f) Ist gelegentlich einer Dienstreise ein mehr als 28-
tägiger ununterbrochener Aufenthalt an einem
Ort erforderlich, so vermindert sich ab dem
29. Tag die gebührende Reiseaufwandsentschädi-
gung gem lit b) um 25 %.

g) Am 31.12.1999 bestehende günstigere betriebliche
oder individuelle Vereinbarungen über die Höhe
des Taggeldes werden durch die mit 1.1.2000 in
Kraft tretende Neuregelung nicht berührt.

5. Teilnahme an Seminaren, Kursen, Informationsver-
anstaltungen und Ähnlichem:
Eine Reisekosten- und Reiseaufwandsentschädigung
entfällt bei Entsendung des Angestellten zu Veranstal-
tungen (zB Seminaren, Kursen, Informationsveran-
staltungen), sofern die mit der Teilnahme verbunde-
nen Kosten im erforderlichen Ausmaß vom Arbeitge-
ber getragen werden.

6. Dienstreisen außerhalb von Österreich:
Dienstreisen außerhalb von Österreich bedürfen einer
ausdrücklichen Bewilligung des Arbeitgebers. Die Ent-
schädigung der Reisekosten und des Reiseaufwandes
ist jeweils vor Antritt der Dienstreise besonders zu ver-
einbaren. Diese Regelung kann auch durch Betriebs-
vereinbarung getroffen werden. Es wird empfohlen,
sich bei einer derartigen Vereinbarung an den Sätzen
für Auslandsreisen des Einkommensteuergesetzes zu
orientieren.

7. Messegeld:

a) Angestellte, die zu einer mehr als dreistündigen
Dienstleistung auf Messen oder Ausstellungen am
Dienstort herangezogen werden, erhalten eine Auf-
wandsentschädigung (Messegeld) pro Kalender-
tag in Höhe von € 20,36.

b) Für Angestellte, die ausdrücklich zur Dienstleistung
auf der jeweiligen Messe oder Ausstellung aufge-
nommen wurden (zB Messeaushilfen) bzw dann,
wenn vom Arbeitgeber die Kosten für angemessene
Verpflegung getragen werden, besteht kein An-
spruch auf Messegeld.

c) Für Angestellte, die zu Dienstleistungen auf Messen
oder Ausstellungen außerhalb ihres Dienstortes he-
rangezogen werden, gelten die Bestimmungen des
Punktes B.

8. Verfall von Ansprüchen:
Ansprüche im Sinne dieses Abschnittes müssen spätes-
tens innerhalb von 3 Monaten nach Beendigung der
Dienstreise bzw der vereinbarten oder aufgetragenen
Vorlage des Fahrtenbuches bei sonstigem Verfall
beim Arbeitgeber durch Rechnungslegung bzw Vorla-
ge des Fahrtenbuches geltend gemacht werden.

Neue Regelungen im Handels-KV

I. REISEAUFWANDSENTSCHÄDIGUNGEN

1) Ausgangslage
Mit Entscheidung vom 14.3.2001 (9 Ob A 310/00d) hat
der OGH den Dienstreisebegriff im Kollektivvertrag für
Angestellte und Lehrlinge in Handelsbetrieben zum
Nachteil der überwiegenden Zahl der Reisenden und
AußendienstmitarbeiterInnen interpretiert.
Kernaussage der Entscheidung ist, dass Reisende und
AußendienstmitarbeiterInnen, welche überwiegend au-
ßerhalb des Dienstortes ihre Tätigkeit verrichten, keinen
Anspruch auf Taggeld haben, da sie den Dienstort stän-
dig verlassen.

2) Die Auswirkungen

a) arbeitsrechtlich:
Konkret bedeutet die Entscheidung, dass zum Beispiel
ein Filialinspektor, welcher regelmäßig Filialen be-
sucht, keinerlei Anspruch auf Taggeld hat. Das Glei-
che gilt für Reisende.
Im Bereich des Handels bedeutet die OGH-Entschei-
dung für 80 bis 90 % der Außendienstangestellten
den völligen Verlust des Taggeldanspruches und
des Anspruches auf Kilometergeld.

b) steuerrechtlich:
Der Dienstreisebegriff des Kollektivvertrages ist für die
Steuerbegünstigung von Taggeldern von entscheid-
ender Bedeutung. Erst wenn der KV als lohngestalten-
de Vorschrift den Begriff der Dienstreise und somit
den Anspruch auf Taggeld regelt, tritt die Steuerbe-
freiung gemäß EStG ein. (Bei Dienstreisen am Dienst-
ort die Betriebsvereinbarung, da BV Ermächtigung im
KV.) Das OGH-Urteil hat also die praktische Auswir-
kung, dass Taggelder welche der Arbeitgeber auf-
grund einer individuellen Vereinbarung oder einer
Betriebsvereinbarung weiterhin auszahlt, voll steuer-
und sozialversicherungspflichtig wären. Dies gilt
auch für bereits ausbezahlte Taggelder, diese wären
nachzuversteuern!

3) Neuregelung notwendig
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Angesichts dieser gravierenden Verschlechterung für
tausende Angestellte im Handel und drohender Steuer-
nachzahlungen hat der Wirtschaftsbereich unverzüglich
Gespräche mit der Wirtschaftskammer zur Neuregelung
der Reisekosten im Handels-KV aufgenommen. Kern-
punkt ist die Neuregelung des Dienstreisebegriffes durch
die Streichung des Wortes ”vorübergehend“. Damit
bleibt der grundsätzliche Anspruch auf Taggeld und Ki-
lometergeld für die vorhin beschriebenen Angestellten-
gruppen weiter bestehen. Ebenso gilt dies für die Steuer-
begünstigung gemäß EStG. Im Gegenzug haben die Ar-
beitgeber eine Reduktion der Taggelder und Kilometer-
gelder verlangt, da sie ab dem Zeitpunkt des OGH-Ent-

scheides keine Verpflichtung mehr hatten, Reisenden
überhaupt Reiseaufwandsentschädigung zu bezahlen.
In dieser schwierigen Verhandlungssituation ist es uns
trotzdem gelungen eine vertretbare Lösung zu errei-
chen. Weiters ist es uns am Rande der Gespräche gelun-
gen, Nachversteuerungen ab dem 1.1.2000 zu verhin-
dern. (Lohnsteuerprotokoll 2001, BMF 3.7.2001, Gz 07
101/15-IV/7/01).
Durch diese Maßnahmen hat die GPA erreicht, für Rei-
sende den völligen Verlust von Taggeld und Kilometer-
geld bzw die volle Versteuerung und Nachversteuerung
derselben hintanzuhalten und massiven finanziellen
Schaden für diese Angestelltengruppe zu verhindern.

XIV. GEHALTSORDNUNGUND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

1. Die Gehaltsordnung ist im Anhang 1 (Seite 27) des
Kollektivvertrages enthalten, der einen integrierenden
Bestandteil dieses Kollektivvertrages bildet.

2. Unter Anwendung der nachstehenden Übergangs-
bestimmungen können alle durch den Geltungsbe-
reich dieses Kollektivvertrages erfassten Betriebe ab
dem 1.1.2020 zu jedem ersten eines Monats, spätes-
tens aber am 1.1.2022 die Arbeitnehmerinnen in den
Kollektivvertrag für Angestellte und Lehrlinge in Han-
delsbetrieben überführen.

3. Der Umstiegsstichtag ist per Betriebsvereinbarung
innerhalb dieses Zeitraumes zu vereinbaren. Kommt
es zu keiner Einigung erfolgt der Übertritt spätestens
am 1.1.2021. In Betrieben ohne Betriebsrat sind die Ar-
beitnehmerinnen spätestens 3 Monate vor dem ge-
planten Stichtag schriftlich über den Umstiegsstichtag
zu informieren.

4. Die Kollektivvertragsparteien ersuchen um Über-
mittlung des Umstiegsstichtags von Betrieben mit
dauerhaft mehr als 10 Arbeitnehmerinnen mindestens
3 Monate im Vorhinein mittels formloser Mail (Name
und Adresse des Betriebes, Anzahl der Arbeitnehme-
rinnen, Zeitpunkt des Übertritts) an bsh@wko.at oder
handel@gpa.at.

5. Alle Arbeitnehmerinnen sind unter Mitwirkung des
Betriebsrates in das Gehaltsystem NEU einzustufen.
Insbesondere hat eine Abstimmung über die Informa-
tion der Arbeitnehmerinnen, zur betrieblichen Hand-
habung der Übergangsbestimmungen und zum Ge-
haltssystem NEU zu erfolgen.

6. Dienstzettel NEU
Die Einstufung in die Beschäftigungsgruppe NEU, das
Beschäftigungsgruppenjahr und die Höhe des Min-
destgehaltes und gegebenenfalls der Reformbetrag
1 sind den Arbeitnehmerinnen mittels Dienstzettel
NEUmitzuteilen. Ebenso ist der Anspruch auf das Jubi-

läumsgeld in der Höhe von 2 Brutto Monatsgehältern
sowie die Befreiung von zwei Arbeitstagen unter Fort-
zahlung des Entgelts nach 30 Jahren Dienstzugehö-
rigkeit anzuführen.
Im Dienstzettel NEU ist bei Lehrlingen der Anspruch
auf die längere Weiterbeschäftigung von 6 Monaten
anzuführen. Damit bleibt dieser Anspruch für alle
Lehrverhältnisse, die vor dem Umstiegsstichtag be-
gründet wurden, erhalten.
Der Dienstzettel NEU ist bis spätestens vier Wochen vor
dem Umstiegsstichtag den Arbeitnehmerinnen zu
übermitteln. Der Dienstzettel neu für bestehende All-
in-Vereinbarungen hat den Formvorschriften des Kol-
lektivvertrages für Angestellte und Lehrlinge in Han-
delsbetrieben gemäß Abschnitt 3) A. Punkt 7. zu ent-
sprechen.

7. Einstufung in das Beschäftigungsgruppenschema
NEU
Arbeitnehmerinnen der Beschäftigungsgruppen 1 bis
6 sind in das Beschäftigungsgruppenschema NEU in
die ihrer Tätigkeit entsprechende Beschäftigungs-
gruppe A bis H bis spätestens zum 1.1.2022 zuzuord-
nen.
Als grobe Orientierung kann folgende Tabelle heran-
gezogen werden:

Beschäfti-
gungsgrup-
pe
Gehaltsord-
nung ALT

1 2 3 4 5 6

Beschäfti-
gungsgrup-
pe
Gehaltssys-
tem NEU

A, B,
C

C, D,
E

C, D,
E, F

E, F F, G H

8. Einstufung in die neue Gehaltstabelle
Die Einstufung erfolgt in das nächst höhere kollektiv-
vertragliche Mindestgehalt der entsprechenden Be-
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schäftigungsgruppe. Steht kein höherer Betrag in der
entsprechenden Beschäftigungsgruppe zur Verfü-
gung, hat die Einstufung in die höchste Stufe der ent-
sprechenden Beschäftigungsgruppe zu erfolgen. Die-
se Erhöhungen des kollektivvertraglichen Mindestge-
haltes können auf bestehende Überzahlungen ange-
rechnet werden.
Sollte das kollektivvertragliche Mindestgehalt ALT hö-
her sein als das kollektivvertragliche Mindestgehalt
der 5. Stufe (ab 13 Jahre) der neuen Gehaltstabelle,
so ist trotzdem in diese Gehaltsstufe einzustufen. Die
Differenz zwischen dem kollektivvertraglichen Min-
destgehalt NEU der 5. Stufe und des kollektivvertragli-
chen Mindestgehalts ALT wird als „Reformbetrag 1“
ausgewiesen. Bestehende Überzahlungen bleiben in
diesem Fall aufrecht. Günstigere Lösungen für die Ar-
beitnehmerinnen sind möglich.
Der „Reformbetrag 1“ darf nicht zur Abgeltung von
Mehr- und Überstunden, Prämien, Provisionen, Zula-
gen, Zuschläge und Reiseaufwandsentschädigungen
herangezogen werden. Der „Reformbetrag 1“ wird
alljährlich wie die Kollektivvertragsgehälter erhöht.

9. Altersteilzeit im Übergangszeitraum
Zum Umstiegsstichtag bestehende Vereinbarungen
zur Altersteilzeit müssen entsprechend den Über-
gangsbestimmungen angepasst werden. Für Arbeit-
nehmerinnen, die sich zum Umstiegszeitpunkt bereits
in der Freizeitphase der Altersteilzeit befinden, wird
jene Tätigkeit für die Einstufung in das Beschäfti-

gungsgruppenschema NEU zu Grunde gelegt, die
vor Beginn der Altersteilzeit vereinbart war.

10. Vorrückungsstichtag
Bei dieser Einstufung NEU ist der laufende Vorrü-
ckungsstichtag weiter anzuwenden. Fällt die Einstu-
fung NEU mit einer Vorrückung zusammen, so ist
zuerst die Vorrückung vorzunehmen, und danach die
Einstufung NEU.
Die erste Vorrückung nach dem Umstiegsstichtag er-
folgt im dritten Jahr (gerechnet ab dem Umstiegss-
tichtag) mit jenem Monatsersten, der dem Vorrü-
ckungsstichtagsmonat vor dem Übertritt in die Ge-
haltsordnung NEU entspricht.

11. Verfalls- und Verjährungsbestimmungen
Rechtsansprüche der Arbeitnehmerinnen, welche sich
aufgrund der Einstufung NEU zum Übertrittsstichtag
ergeben, verfallen mangels Geltendmachung mit Ab-
lauf von drei Jahren. Bei rechtzeitiger Geltendma-
chung bleibt die dreijährige Verjährungsfrist des
§1486 ABGB aufrecht.

12. Benachteiligungsverbot
Keine Arbeitnehmerin darf aufgrund der Einstufung
NEU und unterschiedlicher Auffassung darüber, wie
einzustufen ist, benachteiligt werden.
Im Zuge der Überführung der bestehenden Gehalts-
ansprüche in das Beschäftigungsgruppenschema
NEU dürfen diese durch Einzelvertrag weder aufgeho-
ben noch beschränkt werden.

XV. KÜNDIGUNG

1. 1) Die Lösung eines Dienstverhältnisses durch den
Arbeitgeber kann, soweit dieser Vertrag nicht günsti-
gere Regelungen enthält, nur nach den Bestimmun-
gen des Angestelltengesetzes erfolgen.2) Hat das
Dienstverhältnis der tatsächlichen kaufmännischen
Tätigkeit im gleichen Betrieb länger als 5 Jahre ge-
dauert, so ist die Kündigung durch den Arbeitgeber
nur nach den Bestimmungen des § 20 (2) Angestellten-
gesetz möglich, soweit § 20 (1) Angestelltengesetz an-
zuwenden ist.3)

2. Hinsichtlich der Weiterbeschäftigung von ausge-
lernten Lehrlingen gilt § 18 Berufsausbildungsgesetz
An die Zeit der Weiterbeschäftigung gem § 18 BAG
schließt sich eine Weiterbeschäftigung im Ausmaß
von 2 Monaten an.4) Ist die Weiterbeschäftigung gem
§ 18 BAG kürzer als vier Monate, schließt sich eine Wei-
terbeschäftigung im Ausmaß von 1 Monat an.
Wird gem § 18 (3) BAG die Verpflichtung zur Weiterbe-
schäftigung erlassen oder die Bewilligung zur Kündi-
gung erteilt, so schließt sich keine weitere kollektivver-
tragliche Weiterbeschäftigung an.

Endet die Zeit der Weiterbeschäftigung nicht mit dem
Letzten eines Kalendermonates, ist sie auf diesen zu
erstrecken.5)

3. Will der Arbeitgeber das Dienstverhältnis mit dem
Angestellten nicht über die Zeit der Weiterbeschäfti-
gung hinaus fortsetzen, hat er es mit vorhergehender
sechswöchiger Kündigungsfrist zum Ende der Weiter-
beschäftigung nach Abs 2 zu kündigen.

4. Bei Lösung des Dienstverhältnisses durch den Ange-
stellten gelten die Kündigungsbestimmungen des § 20
(4) Angestelltengesetz.6)

1) Befristete Dienstverhältnisse bedürfen keiner Kündi-
gung, sie enden mit dem Ablauf der Vertragsdauer. Eine
einvernehmliche Lösung des Dienstverhältnisses ist je-
derzeit möglich, die Beiziehung des Betriebsrates kann
verlangt werden und wird empfohlen. Betreffend Been-
digung von befristeten Dienstverhältnissen günstigere
Bestimmungen im Mutterschutzgesetz beachten!
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Die Kündigung ist eine einseitige empfangsbedürftige
Willenserklärung, die dem anderen Vertragspartner
fristgerecht zugehen muss. Die Kündigung ist gesetzlich
an keine bestimmte Form gebunden (schriftlich oder
mündlich) – Dienstvertrag beachten.
Wird die Annahme der Kündigungserklärung verweigert,
hat dies keinen Einfluss auf die Wirksamkeit der Kündi-
gung.
Unter bestimmten Voraussetzungen ist eine Anfechtung
beim Arbeits- und Sozialgericht binnen einer Woche
nach Zugang der Kündigung durch den Angestellten
oder Betriebsrat möglich. Eine Kündigung kann auch
während einer Krankheit oder eines Urlaubes ausge-
sprochen werden.
Ein besonderer Kündigungsschutz gilt für

• Frauen nach dem Mutterschutzgesetz
• Eltern nach dem Elternkarenzurlaubsgesetz
• Angestellte nach dem Behinderteneinstellungsgesetz
• Präsenz- und Zivildiener nach dem Arbeitsplatzsiche-
rungsgesetz

• Wahlwerber, Wahlvorstandsmitglieder, Jugendvert-
rauensratsmitglieder, Betriebsratsmitglieder und unter
bestimmten Voraussetzungen Ersatz-Betriebsratsmit-
glieder nach dem ArbVG.

Freizeit während der Kündigungsfrist (§ 22 AngG):
Während der Kündigungsfrist sind dem Angestellten auf
sein Verlangen wöchentlich mindestens acht Arbeits-
stunden, ohne Schmälerung des Entgelts, freizugeben.
Kein Anspruch auf Freizeit besteht bei Inanspruchnahme
der Pension. Der Zeitpunkt für die Inanspruchnahme der
Freizeit ist zu vereinbaren.

2) Die Kündigungsfristen für den Arbeitgeber betragen:

Bei einem Dienstverhältnis von Kündigungs-
frist

weniger als zwei Jahren .......................... 6 Wochen
ab vollendetem 2. Dienstjahr ................... 2 Monate
ab vollendetem 5. Dienstjahr ................... 3 Monate
ab vollendetem 15. Dienstjahr .................. 4 Monate
ab vollendetem 25. Dienstjahr .................. 5 Monate

3) Eine Arbeitgeber-Kündigung ist gemäß § 20 Abs 2
AngG nur unter vorheriger Einhaltung der jeweiligen
Kündigungsfrist zu einem Quartalsende (31.3., 30.6.,
30.9., 31.12.) möglich. Die Beendigung des Dienstver-
hältnisses zu einem 15. oder Letzten eines jeden Monates
ist nur aufgrund einer ausdrücklichen Vereinbarung zu-
lässig. Eine derartige Vereinbarung tritt nach 5 Dienst-
jahren außer Kraft.
Wird bei einer Kündigung die gesetzliche Mindestfrist
nicht eingehalten bzw es wird zu einem falschen Termin
(zB statt 31.12. zum 30.11., obwohl eine Kündigung zum
Letzten nicht vereinbart wurde) gekündigt, so endet
das Dienstverhältnis trotzdem zu dem angegebenen Ter-
min. Der Angestellte hat jedoch Schadenersatzanspruch
(Kündigungsentschädigung) bis zum frühest möglichen
ordnungsgemäßen Kündigungszeitpunkt.
WICHTIG: Bei einer vereinbarten oder tatsächlichen Ar-
beitszeit von weniger als 33,11 Stunden pro Monat gelten
die Bestimmungen der §§ 1159 ff ABGB (14 Tage Kündi-
gungsfrist; gilt sowohl für den Arbeitgeber als auch den
Angestellten).

4) Die Weiterverwendungszeit des BAG wird durch den
Kollektivvertrag von 4 auf 6 Monate ausgedehnt.

5) Endet die Lehrzeit zB am 15. Juli, so dauert die Weiter-
verwendungszeit bis 31. Jänner des folgenden Jahres.
Wird die Lehrabschlussprüfung vor Ende der Lehrvert-
ragsdauer abgelegt, so beginnt die Weiterverwen-
dungszeit mit dem auf die Lehrabschlussprüfung folgen-
den Montag.

6) Der Angestellte kann sein Dienstverhältnis – sofern
nichts anderes vereinbart ist – unter vorheriger Einhal-
tung einer einmonatigen Kündigungsfrist zu jedem Mo-
natsletzten kündigen (zB Zugang der Kündigungs-Erklä-
rung spätestens am 30.4. – Ende des Dienstverhältnisses
am 31.5.). Wir empfehlen, die Kündigung schriftlich
durchzuführen.

XVI. ABFERTIGUNG

1. Hinsichtlich der Abfertigung gelten, soweit in die-
sem Vertrag nicht günstigere Regelungen erfolgen,
die Bestimmungen des Angestelltengesetzes.1)

2. Frauen mit einer Mindestdienstzeit von 5 Jahren2) im
selben Betrieb, die innerhalb der Schutzfrist nach dem
Mutterschutzgesetz bzw bei Inanspruchnahme eines
Karenzurlaubes3) nach dem Mutterschutzgesetz spä-
testens 3 Monate vor Ende des Karenzurlaubes das Ar-
beitsverhältnis auf eigenen Wunsch nicht mehr fort-
setzen, haben Anspruch auf die Hälfte der ihnen nach
§ 23 Angestelltengesetz zustehenden Abfertigung,
höchstens jedoch auf 3 Monatsentgelte. Zeiten ge-

ringfügiger Beschäftigungen nach § 15 Abs 1aMSchG
bleiben für den Abfertigungsanspruch außer Be-
tracht. Die gleiche Regelung gilt auch für männliche
Angestellte, soferne sie einen Karenzurlaub nach
dem EKUG bzw VKG in Anspruch nehmen und ihren
vorzeitigen Austritt aus dem Arbeitsverhältnis spätes-
tens 3 Monate vor Ende des Karenzurlaubes erklären.
Erfolgt die Lösung des Dienstverhältnisses durch den
Arbeitgeber, so gilt für die Bemessung der Abferti-
gung das Angestelltengesetz.
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3.

a) Im Falle des Todes eines Angestellten, der länger
als 1 Jahr im Betrieb tätig war, ist das Gehalt für
den Sterbemonat und den folgendenMonat weiter-
zuzahlen. Nach fünfjähriger Betriebszugehörigkeit
des Angestellten ist das Gehalt für den Sterbemo-
nat und die beiden folgendenMonate weiterzuzah-
len.

b) Anspruchsberechtigt sind nur die gesetzlichen Er-
ben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich
verpflichtet war. Sind solche Personen nicht vor-
handen, dann die physischen Personen, welche
die Begräbniskosten bezahlen.

c) Besteht neben dem Anspruch auf Weiterzahlung
des Gehaltes nach a) und b) ein gesetzlicher Abfer-
tigungsanspruch nach dem Angestelltengesetz,4)

so gilt nur der günstigere Anspruch.

4. Abschnitt XVI Z 1 bis 3 ist auf Arbeitsverhältnisse, die
nach dem 31.12.2002 beginnen, nicht anzuwenden.
Das gilt auch für Arbeitsverhältnisse, die vor dem
1.1.2003 bestanden haben und für die ein Übertritt
(Teil- oder Vollübertritt) vereinbart wurde, soferne in
der Übertrittsvereinbarung nichts anderes festgelegt
ist.5)

5. Die Vereinbarung, die für das am 31.12.2002 beste-
hende Dienstverhältnis den Übertritt nach § 47 BMVG
bewirkt, kann vom Mitarbeiter widerrufen werden, so-
fern der Arbeitgeber binnen 3 Wochen ab dem Ab-
schluss der Übertrittsvereinbarung schriftlich Kenntnis
vom Widerruf des Mitarbeiters erhält.
Der Übertrittsvertrag muss die dreiwöchige Rücktritts-
frist enthalten. Bei Übertrittsverträgen, die die dreiwö-
chige Rücktrittsfrist nicht enthalten, verlängert sich
diese auf 6 Monate ab Vertragsunterfertigung.
Die Kollektivvertragsparteien empfehlen die Anwen-
dung des im Anhang des Kollektivvertrags angeführ-
ten Musters einer Übertrittsvereinbarung.6)

1) Die Abfertigung beträgt

ab vollendetem 3. Dienstjahr 2 Monatsentgelte
ab vollendetem 5. Dienstjahr 3 Monatsentgelte
ab vollendetem 10. Dienstjahr 4 Monatsentgelte
ab vollendetem 15. Dienstjahr 6 Monatsentgelte
ab vollendetem 20. Dienstjahr 9 Monatsentgelte
ab vollendetem 25. Dienstjahr 12 Monatsentgelte.

Dienstzeiten, die der Angestellte in unmittelbar voraus-
gegangenen Dienstverhältnissen als Arbeiter oder Lehr-
ling zum selben Dienstgeber zurückgelegt hat, sind für
die Abfertigung zu berücksichtigen; die Lehrzeit jedoch
nur dann, wenn das Dienstverhältnis und die Lehrzeit
mindestens sieben Jahre ununterbrochen gedauert ha-
ben, die Lehrzeit allein begründet noch keinen Abferti-
gungsanspruch.

Das monatliche Entgelt besteht aus zB:

1. dem Monatsgehalt des letzten Monates,

2. zuzüglich 1/12 Weihnachtsremuneration und 1/12 Ur-
laubsbeihilfe,

3. zuzüglich des auf den letzten Monat entfallenden An-
teiles allfälliger Remunerationen, Provisionen, Zula-
gen, Bilanzgelder usw sowie der ständig regelmäßig
bezahlten Überstundenentgelte (Überstundenpau-
schale).

Der Anspruch auf Abfertigung besteht auch dann, wenn
das Dienstverhältnis

1. mindestens zehn Jahre ununterbrochen gedauert hat
und

• bei Männern nach Vollendung des 65. Lebensjahres,
bei Frauen nach Vollendung des 60. Lebensjahres
(Pensionsanstritt ist nicht Voraussetzung) oder

• wegen Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspen-
sion bei langer Versicherungsdauer oder

• wegen Inanspruchnahme einer Gleitpension oder

2. wegen Inanspruchnahme einer

• Pension (vorzeitigen Alterspension) wegen gemin-
derter Arbeitsfähigkeit (mindestens drei Jahre unun-
terbrochenes Dienstverhältnis Voraussetzung)

durch Kündigung seitens des Angestellten endet.

2) Alle Zeiten der Dienstleistung (auch Lehrjahre) beim
gleichen Arbeitgeber sind anzurechnen (Ausnahme Ka-
renzurlaub). Nach herrschender Judikatur sind mehrere,
kurz unterbrochene Dienstverhältnisse zum selben Ar-
beitgeber unter Umständen als einheitliches Dienstver-
hältnis zu betrachten und bei der Berechnung der Abfer-
tigung zu berücksichtigen.

3) ACHTUNG! Bei Vorliegen einer Schwangerschaft bitte
rechtzeitig Auskünfte einholen!

4) Es gebührt nur die Hälfte der unter 1) genannten An-
sprüche und nur den gesetzlichen Erben, zu deren Erhal-
tung der Angestellte gesetzlich verpflichtet war (zB min-
derjährige Kinder). Dieser Abfertigungsanspruch ist
nicht Gegenstand einer Verlassenschaftsabhandlung.

5) Für Dienstverträge, die ab 1.1.2003 abgeschlossen
werden, gelten die Ziffern 1–3 nicht. Auf diese Dienstver-
hältnisse ist das ”Betriebliche Mitarbeitervorsorgege-
setz“ anzuwenden. Alle Dienstverträge, die bis
31.12.2002 abgeschlossen wurden, fallen weiterhin unter
die Ziffern 1–3. Bei Übertritten in das neue Abfertigungs-
recht muss im Übertrittsvertrag unbedingt das Weiter-
gelten der Ziffern 1–3 vereinbart werden. Wird diese
Vereinbarung nicht getroffen, gelten bei Übertritt in
das neue Abfertigungsrecht die Ziffern 1–3 nicht mehr.
Bitte verwenden Sie die von den Sozialpartnern ausgear-
beiteten und empfohlenen Übertrittsverträge, welche
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sich im Anhang zum Kollektivvertrag befinden (Seiten 37,
41).

6) Bei Übertritt in das neue Abfertigungsrecht empfehlen
wir dringend Rechtsberatung der GPA einzuholen. Wir
verweisen auf die, von den Sozialpartnern empfohlenen
Vertragsmuster welche sich im Anhang zum Kollektivver-

trag befinden (Seiten 37, 41). Sollten andere Vertrags-
muster verwendet werden, die keine Rücktrittsklausel
nach Ziffer 5 enthalten, besteht ein zusätzliches Rück-
trittsrecht innerhalb von sechs Monaten.
ACHTUNG! Die Rücktrittserklärung muss in jedem Fall
(drei Wochen bzw sechs Monate) schriftlich erfolgen.

XVII. VERFALLS- UND VERJÄHRUNGSBESTIMMUNGEN

1. Grundsatz:
Soweit in diesem Kollektivvertrag nicht anders gere-
gelt, sind Ansprüche des Arbeitgebers sowie des Ar-
beitnehmers bei sonstigemVerfall innerhalb von 6Mo-
naten nach Fälligkeit schriftlich dem Grunde nach
geltend zu machen. Bei rechtzeitiger Geltendma-
chung bleibt die gesetzliche Verjährungsfrist gewahrt.

2. Arbeitszeitaufzeichnungen:

a) Der Arbeitgeber hat (außer in den Fällen gemäß
§ 26 Abs 2 bis 5 AZG, zB Gleitzeit, Reisende) laufend
Aufzeichnungen über die von seinem Arbeitnehmer
geleisteten Arbeitszeiten zu führen, die dem Arbeit-
nehmer bis spätestens am Ende der folgenden Ge-
haltsperiode zur Bestätigung vorzulegen sind. Der
Zeitraum der Vorlage kann über Betriebsvereinba-
rung, in Betrieben ohne Betriebsrat über den Ar-
beitsvertrag (Dienstzettel), verlängert werden.

b) Verweigert der Arbeitnehmer die Unterschrift mit
begründetem Hinweis auf eine höhere Arbeitszeit-
leistung, so hat er Ansprüche aufgrund einer höhe-
ren Arbeitszeitleistung innerhalb von 6 Monaten ab
Vorlage der Arbeitszeitaufzeichnung schriftlich
geltend zu machen. Für die so geltend gemachten
Ansprüche gelten die Verjährungsfristen des ABGB.

c) Etwaige seitens des Arbeitnehmers nach dem Ver-
fahren gem den Ziffern 1. und 2. nicht geltend ge-
machte Arbeitszeiten verfallen nach Ablauf von
2 Monaten.

d) Werden vom Arbeitgeber entgegen diesen Bestim-
mungen die laufenden Aufzeichnungen nicht ge-
führt oder vorgelegt, so verfallen Ansprüche, sofern
sie nicht dem Grunde nach schriftlich geltend ge-
macht wurden, nach Ablauf von 6 Monaten nach
Fälligkeit.

e) Werden vom Arbeitgeber entgegen diesen Bestim-
mungen die laufenden Aufzeichnungen nicht ge-
führt oder vorgelegt, so verfallen Ansprüche, sofern
sie nicht dem Grunde nach schriftlich geltend ge-
macht wurden, nach Ablauf von 6 Monaten, nach
Fälligkeit, sofern gem lit f) nichts anderes bestimmt
ist.

f) Werden die Aufzeichnungen nicht geführt, in we-
sentlichen Teilen nicht geführt oder werden sie
nicht vorgelegt, so beträgt diese Frist 12 Monate,
sofern wegen des Umfanges des Betriebes diese
Aufzeichnungen vom Arbeitgeber üblicherweise
nicht überwiegend persönlich geführt werden und
die Arbeitnehmer nicht in diese Aufzeichnungen
Einsicht nehmen können.

3. Zeitguthaben, Zeitausgleich:
Bei Abgeltung von Arbeitszeit, Mehrarbeit, Überstun-
den und Zuschlägen in Form von Zeitausgleich hat
der Arbeitgeber ein Zeitkonto zu führen. Das Zeitkonto
muss mindestens einmal im Quartal dem Arbeitneh-
mer zur Bestätigung der Richtigkeit vorgelegt werden.
Bestätigt der Arbeitnehmer die Richtigkeit des Zeit-
kontos, sind weitere Ansprüche auf Zeitguthaben aus-
geschlossen. Wird die Richtigkeit nicht bestätigt, gel-
ten die Bestimmungen der lit a). Vom Arbeitgeber an-
erkannte Zeitgutschriften verfallen nicht.

4. In-Kraft-Treten:
Abschnitt XVII gilt für alle Ansprüche, die ab dem
1.1.2001 fällig werden. Vor dem 1.1.2001 fällige An-
sprüche verfallen nach den bis 31.12.2000 geltenden
Fristen, spätestens jedoch am 30.6.2001.

XVIII. SCHIEDSGERICHT UND BEGLEITGRUPPE

Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten in der
Auslegung dieses Kollektivvertrages wird ein Schieds-
gericht errichtet. Dieses Schiedsgericht kann seitens
der Arbeitgeber von den zuständigen Kammerorgani-
sationen, seitens der Angestellten von der zuständigen
Gewerkschaftsorganisation angerufen werden. Dieses

Schiedsgericht hat innerhalb von 3 Monaten ab Anru-
fung zusammenzutreten.
Das Schiedsgericht besteht aus 3 Vertretern der Ar-
beitgeber und 3 Vertretern der Angestellten. Betrifft
der Schiedsspruch eine besondere Branchengruppe,
so ist dies bei der Zusammensetzung des Schiedsge-
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richtes sowohl von der Arbeitgeber- als auch von der
Angestelltenseite durch die Beiziehung je eines Vertre-
ters der betreffenden Branche entsprechend zu be-
rücksichtigen.
Der Vorsitzende wird abwechselnd je Sitzung aus den
Reihen der Arbeitgeber und Angestellten gewählt und
hat nur eine Stimme. Das Schiedsgericht ist nur bei An-
wesenheit aller Beisitzer beschlussfähig; es entschei-
det die Stimmenmehrheit.
Kann keine Einigung erzielt werden, dann unterwerfen
sich beide Vertragspartner dem Schiedsspruch des
Bundeseinigungsamtes.
Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren für die
Dauer des Übergangs in das neue Beschäftigungs-

gruppenschema eine gemeinsame Beobachtung
und Evaluierung durch eine Begleitgruppe, die in re-
gelmäßigen Abständen tagt. Diese Begleitgruppe be-
steht aus je 2 – 4 Personen, die einerseits von der Bun-
dessparte Handel und andererseits von der Gewerk-
schaft GPA genannt werden. Aufgabe dieser Begleit-
gruppe ist es, Anfragen zur Einstufung NEU zu bear-
beiten, bei Differenzen auf betrieblicher Ebene, insbe-
sondere zum Umstiegsstichtag, zu vermitteln, die
praktische Handhabbarkeit und die Auswirkungen
auf Betriebsabläufe und Arbeitnehmerinnen zu doku-
mentieren und daraus notwendige Änderungsmaß-
nahmen abzuleiten und zu vereinbaren.

XIX. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

1. Zur Berechnung der Normalstunde ist das Brutto-
monatsgehalt durch 167 zu teilen.

2. Bestehende höhere Gehälter und günstigere ar-
beitsrechtliche Vereinbarungen werden durch das
In-Kraft-Treten dieses Kollektivvertrages nicht berührt.

3. Die am 31. Dezember 2020 bestehenden Überzah-
lungen der kollektivvertraglichen Mindestgehälter
sind in ihrer euromäßigen Höhe (centgenau) gegen-
über den ab 1. Jänner 2021 erhöhten kollektivvertrag-
lichen Mindestgehältern aufrechtzuerhalten.

4. Mit In-Kraft-Treten dieses Kollektivvertrages verlie-
ren die Bestimmungen des bisher gültigen Kollektiv-
vertrages vom 21. November 2019 ihre Gültigkeit.

5. Folgende Kollektivverträge, die mit dem Kollektiv-
vertrag für Handelsangestellte in Handelsbetrieben,
abgeschlossen am 18. November 1999, außer Kraft
gesetzt wurden, behalten für den Geltungsbereich
dieses Kollektivvertrages ihre Gültigkeit:

– Kollektivvertrag betreffend die Beschäftigung von
Kindern und Jugendlichen, abgeschlossen am
1.10.1997 zwischen der Wirtschaftskammer Öster-
reich, Sparte Handel und der Gewerkschaft der Pri-
vatangestellten, Wirtschaftsbereich Handel

– Kollektivvertrag betreffend Inventurarbeiten an
Samstagen gem der Arbeitsruhegesetzverordnung,
abgeschlossen am 9.6.1993 zwischen der Wirt-
schaftskammer Österreich, Sparte Handel und der
Gewerkschaft der Privatangestellten, Wirtschafts-
bereich Handel
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ANHANG 1 ZU ABSCHNITT XIV.

GEHALTSORDNUNG

A. ALLGEMEINER TEIL

1.

a) Angestellten ist ein monatliches Mindestentgelt
nach den in den Gehaltstafeln nach Beschäfti-
gungsgruppen, Berufsjahren und Gehaltsgebieten
gestaffelten Sätzen zu bezahlen. Lehrlingen ist ein
monatliches Lehrlingseinkommen nach den in den
Gehaltstafeln nach Lehrjahren und Gehaltsgebie-
ten gestaffelten Sätzen zu bezahlen. Der Satz des
4. Lehrjahres gilt für Doppellehrverhältnisse.
Die in den Gehaltstafeln angeführten Bruttomo-
natsgehälter und Bruttomonats-Lehrlingseinkom-
men sind Mindestsätze.

b) Für die Einstufung der Angestellten in die Gehalts-
gebiete ist der Ort ihrer Tätigkeit maßgebend.1)

c) Bei vereinbarter Teilzeitbeschäftigung im Sinne der
§§ 1 Abs 1 und 2 Abs 1 AngG ist der aliquote Teil der
in den Gehaltstafeln dieses Kollektivvertrages fest-
gesetzten Mindestgehaltssätze zu bezahlen.2) Das
Gleiche gilt für die Bemessung der Urlaubsbeihilfe
und der Weihnachtsremuneration. Derartige Teil-
zeitbeschäftigungen fallen unter die Bestimmun-
gen dieses Kollektivvertrages. Für die Dauer der
Weiterbeschäftigung gemäß Abschnitt XV, Z 2 des
Kollektivvertrages für die Handelsangestellten Ös-
terreichs kann eine Teilzeitbeschäftigung nicht ver-
einbart werden.

d) Absolviert der Lehrling beim erstmaligen Antritt die
Lehrabschlussprüfung mit gutem oder ausgezeich-
netem Erfolg und erhält der Arbeitgeber hierfür ei-
ne Förderung gemäß der Richtlinie zu § 19c des
BAG erhält der Lehrling eine einmalige Prämie.
Die einmalige Prämie beträgt bei gutem Erfolg
€ 100,– und bei ausgezeichnetem Erfolg € 150,–.
Aus diesem Anlass oder im Rahmen der Ausbildung
gewährte betriebliche Leistungen sind anrechen-
bar.
Alle Lehrlinge des entsprechenden Lehrjahres sind
verpflichtet, den „Ausbildungsnachweis zur Mitte
der Lehrzeit“ gemäß der Richtlinie zu absolvieren.
Die Änderung oder Aufhebung der Richtlinie des
Förderausschusses zur Förderung der betriebli-
chen Ausbildung von Lehrlingen gem § 19c BAG
führt zum Entfall dieses Anspruches.

2.

a) Für die Einreihung eines Angestellten in eine Be-
schäftigungsgruppe laut dem unter F. festgelegten
Beschäftigungsgruppenschema ist lediglich die Art
seiner Tätigkeit maßgebend.

b) Übt ein Angestellter mehrere Tätigkeiten, die in ver-
schiedenen Beschäftigungsgruppen gekennzeich-
net sind, gleichzeitig aus, so erfolgt seine Einrei-
hung in diejenige Gruppe, die der überwiegenden
Tätigkeit entspricht.3)

c) In Betriebsvereinbarungen können über die Ge-
währung von Reisekosten- und Aufwandsentschä-
digungen sowie von Mankogeldern Regelungen
vereinbart werden, soweit kollektivvertragliche Re-
gelungen nicht bestehen.

3. Aushilfsweise Tätigkeit in einer höheren Beschäfti-
gungsgruppe oder vorübergehende Stellvertretung
eines Angestellten einer höheren Beschäftigungs-
gruppe, die in einem Jahr nicht länger als ununter-
brochen fünf Wochen bei Urlaub und 12 Wochen bei
Krankheit dauert, begründet keinen Anspruch auf Er-
höhung des Gehaltes. Wird dieser Zeitraum jedoch
überschritten, so gebührt für die ganze Zeit der Tätig-
keit in der höheren Beschäftigungsgruppe das Entgelt
dieser Gruppe.

4. Gehaltsansprüche aufgrund von Unstimmigkeiten
hinsichtlich der Einstufung verjähren mangels Gel-
tendmachung mit Ablauf von einem Jahr. Bei recht-
zeitiger Geltendmachung bleibt die dreijährige Ver-
jährungsfrist des § 1486 ABGB aufrecht.4)

Übergangsbestimmung: Die einjährige Verfallsfrist
gilt für Ansprüche, die ab dem 1.1.2001 fällig werden.
Vor dem 1.1.2001 fällige Ansprüche verfallen nach
2 Jahren, spätestens jedoch am 31.12.2001.

5. Für die Auszahlung des Gehaltes gelten die Bestim-
mungen des Angestelltengesetzes.5) Jedem Arbeit-
nehmer ist eine schriftliche Gehaltsabrechnung aus-
zuhändigen, aus welcher das Bruttogehalt sowie
sämtliche Zuschläge und Abzüge ersichtlich sind.

6. a) Als Berufsjahre für die Einstufung in die Gehalts-
tafeln gelten nur die Jahre der praktischen Angestell-
tentätigkeit sowie die Jahre der Tätigkeit als selbst-

– 27 –



ständiger Kaufmann.6) Lehrzeit oder die die Lehrzeit
gem D. II, j, ersetzenden drei Angestelltendienstjahre
fallen nicht darunter. Die Zeiten des Präsenz- und Zi-
vildienstes werden nur dann als Berufsjahre gewertet,
wenn zur Zeit der Einberufung ein Angestellten- bzw.
Lehrverhältnis bestanden hat. Bei Angestellten, die
vor Einziehung zum Präsenz- oder Zivildienst in kei-
nem Dienstverhältnis standen, aber eine Handels-
schule oder eine entsprechend höhere kaufmänni-
sche Schule vollendet hatten, ist der Präsenz- oder Zi-
vildienst mindestens zur Hälfte nach einjähriger Dauer
des Dienstverhältnisses anzurechnen.

b) Die Anrechnung von Karenzzeiten gemäß MSchG
bzw. VKG

• im laufenden Dienstverhältnis (Vorrückungen) rich-
tet sich für Geburten ab dem 01.08.2019 nach § 15
f MSchG in Verbindung mit § 7 c VKG.

• die aus Anlass von Geburten ab dem 01.08.2019 ent-
stehen, werden für die Einreihung in die Gehaltsta-
belle im Ausmaß von höchstens 10 Monaten als Be-
rufsjahre gewertet.

• die aus Anlass der Geburt des ersten Kindes in An-
spruch genommen werden, werden im Ausmaß von
höchstens 10 Monaten als Berufsjahre (Vorrückun-
gen und Einreihung) gewertet. Dies gilt für Karenzur-
laube die ab dem 1.1.2012 oder danach beginnen.
Diese Höchstgrenze gilt auch für Karenzurlaube
nach Mehrlingsgeburten.

Liegt neben einer Karenz gleichzeitig ein Dienstver-
hältnis vor, so wird für die Anrechnung von Berufsjah-
ren (gemäß I. Abschnitt 1) und Gehaltsordnung) die
für die Angestellte günstigere Variante zur Anwen-
dung gebracht.

c) Im Folgenden zeigen Beispiele, wie die gesetzlichen
und kollektivvertraglichen Bestimmungen zur Berech-
nung des Gehaltes im Falle von Karenz gemäß § 15
MSchG und § 7c VKG umzusetzen sind.

Beispiel I Geburt des ersten Kindes:

1.9.1997 Beginn des Lehrverhältnisses

1.9.2000 Beginn des Angestelltendienstverhältnisses

7.9.2000 Lehrabschlussprüfung erfolgreich abge-
legt

Voraussichtliche und tatsächliche Geburt des ersten
Kindes: 30.9.2012
Beginn des absoluten Beschäftigungsverbots:
5.8.2012
Ende des absoluten Beschäftigungsverbots:
25.11.2012
Karenz bis zum 2. Geburtstag des Kindes: 30.9.2014
Arbeitsbeginn nach der Karenz: 1.10.2014

Aufgrund der Lehrabschlussprüfung und der 12 Jahre
Praxiszeit als Angestellte bis zum 4.8.2012 ist sie in
BG 2, 13. Bj einzustufen.

Der Zeitraum des absoluten Beschäftigungsverbots ist
für die Vorrückung anzurechnen (5.8.–25.11.2012).
Zehn Monate der Karenz fürs erste Kind (26.11.2012–
25.9.2013) sind bei der Anrechnung für Berufsjahre
ebenso zu berücksichtigen. Insgesamt ist daher der
Zeitraum vom 5.8.2012 bis zum 25.9.2013 für Berufs-
jahre anzurechnen. Die Angestellte erreicht am
1.9.2013 das 15. Berufsjahr. Weil sie sich zu diesem
Zeitpunkt in Karenz befindet, erfolgt keine Gehalts-
auszahlung.
Wenn die Angestellte nach dem Ende ihrer Karenz ihre
Tätigkeit am 1.10.2014 wieder aufnimmt, ist sie in BG 2,
15. Bj einzustufen (14 Jahre und 25 Kalendertage).

Erhöhung des Gehalts:
Euro

1.628,00 1.8.2012 Gehalt vor Beginn des absolu-
ten Beschäftigungsverbots lt
KV (BG 2, 12. Bj)

1.677,00 1.1.2013 Gehaltserhöhung lt KV während
der Karenz

1.800,00 1.9.2013 Vorrückung in das 15. Berufs-
jahr

1.846,00 1.1.2014 Gehaltserhöhung lt KV während
der Karenz

1.846,00 1.10.2014 Gehalt für Tätigkeit nach Ende
der Karenz

Bei der Geburt eines zweiten (und jedes weiteren Kin-
des) Kindes ist nur der Zeitraum des absoluten Be-
schäftigungsverbots bei den Berufsjahren anzurech-
nen.

Beispiel II Geburt des ersten Kindes:
Eintrittsdatum: 1.6.2010
Vordienstzeiten: 6 Berufsjahre
In diesem Betrieb wird die Berechnung des neuen IST-
Gehalts infolge der KV-Erhöhung nicht so durchge-
führt, wie dies der Kollektivvertrag vorsieht. Das tat-
sächliche IST-Gehalt des Angestellten wird stattdessen
um jenen Prozentsatz erhöht, der für die Erhöhung der
KV-Mindestgehälter vorgesehen ist.

Voraussichtliche Geburt: 27.12.2011
Beginn des absoluten Beschäftigungsverbots:
1.11.2011
Tatsächliche Geburt: 31.12.2011
Ende des absoluten Beschäftigungsverbots: 25.2.2012
Karenz bis zum 30.6.2013 (das Kind ist zu diesem Zeit-
punkt 18 Monate alt)
Arbeitsbeginn nach der Karenz: 1.7.2013
Vor Beginn des absoluten Beschäftigungsverbots ist
die Angestellte in BG 3, 7 Bj. eingestuft. Sie verdient
1.661,00 Euro, darin ist die Überzahlung von 200,00 Eu-
ro enthalten.
Der Zeitraum des absoluten Beschäftigungsverbots
vom 1.11.2011 bis zum 25.2.2012 ist für die Berufsjahre
anzurechnen. Zehn Monate der Karenz fürs erste Kind
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(26.2.2012–25.12.2012) sind bei der Anrechnung für
Berufsjahre ebenso zu berücksichtigen. Insgesamt ist
daher der Zeitraum vom 1.11.2011 bis zum
25.12.2012 für Berufsjahre anzurechnen. Die Ange-
stellte erreicht daher am 1.6.2012 das 9. Berufsjahr.
Die Überzahlung bleibt in diesem Betrieb bei der Vor-
rückung bestehen. Weil sie sich zu diesem Zeitpunkt in
Karenz befindet, erfolgt keine Gehaltsauszahlung
Wenn die Angestellte nach dem Ende ihrer Karenz ihre
Tätigkeit am 1.7.2013 wieder aufnimmt, ist sie in BG 3,
9. Bj einzustufen (8 Jahre, 6Monate und 25 Kalenderta-
ge).
Für das Jahr 2012 war eine KV-Erhöhung der Mindest-
gehälter von 3,5% und für das Jahr 2013 von 2,98%,
gerundet auf den vollen Euro, vorgesehen.

Erhöhung des Gehalts:
Euro

1.661,00 1.10.2011 Gehalt vor Beginn des absolu-
ten Beschäftigungsverbots

1.719,14 1.1.2012 IST-Erhöhung 3,5% während
der Karenz

1.834,14 1.6.2012 Vorrückung ins 9. Berufsjahr
(Gehalt lt KV 1.626 Euro +
208,14 Überzahlung);

1.889,00 1.1.2013 IST-Erhöhung 2,98%, Rundung
auf den vollen Euro während
der Karenz

1.889,00 1.7.2013 Gehalt für Tätigkeit nach Ende
der Karenz

Bei der Geburt eines zweiten (und jedes weiteren Kin-
des) Kindes ist nur der Zeitraum des absoluten Be-
schäftigungsverbots bei den Berufsjahren anzurech-
nen.

7. Eine erfolgreich abgelegte Lehrabschlussprüfung
in den Lehrberufen Einzelhandelskaufmann, Groß-
handelskaufmann, Pharmazeutisch-kaufmännischer
Assistent, Bürokaufmann, Drogist, Fotokaufmann,
Buchhändler, Musikalienhändler, Kunsthändler,
Buch-, Kunst- und Musikalienhändler, Waffen- und
Munitionshändler ersetzt ein Berufsjahr.
Wird eine derartige Lehrabschlussprüfung noch wäh-
rend der Lehrzeit des betreffenden Lehrberufes abge-
legt, erfolgt die Anrechnung dieses einen Berufsjahres
mit Beginn der Weiterbeschäftigung gem. Abschnitt
XV. Pkt. 2. Wird eine derartige Lehrabschlussprüfung
während der Weiterbeschäftigung gem. Abschnitt
XV. Pkt. 2 oder später abgelegt, erfolgt die Anrech-
nung dieses einen Berufsjahres mit dem der Lehrab-
schlussprüfung folgenden Monatsersten.
Die erfolgreich abgeschlossene Handelsakademie
und die erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung als
Handelsassistent im Rahmen der Fachakademie Han-
del ersetzen jeweils zwei Berufsjahre.

Günstigere generelle und individuelle Regelungen
oder betriebliche Übungen werden dadurch nicht be-
rührt.

8. Die im Ausland zurückgelegten Vordienstzeiten, so-
fern sie aufgrund des Handelsangestelltenkollektiv-
vertrages anerkannt werden, sind bei Berechnung
der Berufsjahre zu berücksichtigen, wenn diese nach-
gewiesen oder glaubhaft gemacht werden.

9. Die im öffentlichen Dienst zurückgelegten Vor-
dienstzeiten werden als Berufsjahre angerechnet, so-
fern die Tätigkeit im Handelsbetrieb inhaltlich der Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst ähnlich ist oder ihr
gleichkommt und die im öffentlichen Dienstverhältnis
erworbenen Kenntnisse Verwendung finden.

10. Die Gehaltserhöhung durch Eintritt in eine höhere
Berufsaltersstufe tritt mit dem ersten Tag desjenigen
Monates in Kraft, in den der Beginn des neuen Berufs-
jahres fällt.

11. Zur Erfüllung der in diesem Kollektivvertrag neu
festgesetzten Mindestsätze ist zum Vergleich nur das
bisher bezahlte Bruttomonatsgehalt heranzuziehen.

1) Für die Zugehörigkeit zum betreffenden Gehaltsgebiet
ist der Dienstort maßgebend, an dem die Dienstleistung
erbracht wird; dieser muss nicht mit dem Sitz des Unter-
nehmens ident sein.

2) Berechnung
Kollektivvertragsgehalt : 167 (durchschnittliche Anzahl
der Stunden im Monat) x (vereinbarte wöchentliche Ar-
beitszeit) x 4,33 (durchschnittliche Anzahl der Wochen
im Monat) = Teilzeitgehalt

3) Eine überwiegende Tätigkeit liegt dann vor, wenn die-
se in mehr als der Hälfte der Arbeitszeit verrichtet wird.

4) Die Geltendmachung sollte aus Gründen der Beweis-
barkeit schriftlich erfolgen.

5) Das Gehalt hat spätestens am Letzten eines Monats
dem Angestellten zur Verfügung zu stehen; bei bargeld-
loser Gehaltszahlung spätestens am letzten Banktag im
Monat. Dem Angestellten muss ermöglicht werden, das
Gehalt zu beheben (wenn notwendig, während der
Dienstzeit, gem § 8 Abs 3 AngG unter Fortzahlung des
Entgelts).

6) Alle Zeiten (unabhängig von ihrer Dauer) eines Ange-
stelltendienstverhältnisses sind für die Berechnung der
Berufsjahre anzurechnen.
Beachten Sie auch die zusätzlichen Anrechnungsbestim-
mungen für Karenzurlaube und jene der Punkte 7–9.
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6a) Der Karenzurlaub, welcher aus Anlass des ersten Kin-
des in Anspruch genommen wird und welcher am
1.1.2012 oder später angetreten wurde, wird auch für
die Berechnung der Berufsjahre im Höchstausmaß von

10 Monaten berücksichtigt. Die Anrechnung erfolgt so-
wohl beim selben Dienstgeber als auch bei einem späte-
ren Dienstgeberwechsel. Diese Höchstanrechung gilt
auch bei Mehrlingsgeburten.

B. WEIHNACHTSREMUNERATION1)

a) Alle Angestellten und Lehrlinge erhalten spätestens
am 1. Dezember eine Weihnachtsremuneration. Diese
beträgt 100 Prozent des Novembergehaltes bzw des
im November ausbezahlten Lehrlingseinkommens.

b) Den während des Jahres ein- oder austretenden
Angestellten und Lehrlingen gebührt der aliquote Teil;
bei austretenden Angestellten und Lehrlingen berech-
net nach dem letzten Monatsgehalt bzw nach dem
letzten monatlichen Lehrlingseinkommen.

c) Bei Angestellten, die während des Jahres ihre Lehr-
zeit vollendet haben, setzt sich die Weihnachtsremu-
neration aus dem aliquoten Teil des letzten monatli-
chen Lehrlingseinkommens und aus dem aliquoten
Teil des Angestelltengehaltes (November-, bei Been-
digung des Lehrverhältnisses mit Ende November
des Dezembergehaltes) zusammen.

d) Bei teilzeitbeschäftigten Angestellten mit unter-
schiedlichem Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung be-

rechnet sich die Weihnachtsremuneration nach dem
Durchschnitt der letzten 13 Wochen vor der Fälligkeit.

e) Der Anspruch auf Weihnachtsremuneration wird
durch Zeiten, in denen kein oder ein gekürzter An-
spruch auf Entgelt im Krankheits- oder Unglücksfall
besteht, nicht gekürzt. Diese Bestimmung findet keine
Anwendung, wenn die Dienstverhinderung Folge eines
Freizeitunfalls ist. Der Arbeitgeber kann zur Gewäh-
rung dieses Anspruchs eine ärztliche Bescheinigung
über die Ursache der Dienstverhinderung verlangen.

f) In jenen Betrieben, in denen bisher regelmäßig eine
höhere Weihnachtsremuneration bezahlt wurde,
bleibt diese Regelung aufrecht und darf durch das
In-Kraft-Treten dieses Kollektivvertrages nicht gekürzt
werden.

1) Ident zu Kommentar 1) in Abschnitt C) – Urlaubsbeihil-
fe (siehe dort!)

C. URLAUBSBEIHILFE1)

a) Alle Angestellten und Lehrlinge erhalten im Kalen-
derjahr beim Antritt ihres gesetzlichen Urlaubes,2) falls
dieser in Teilen gewährt wird, bei Antritt des längeren,
bei gleich großen Urlaubsteilen bei Antritt des ersten
Urlaubsteiles, spätestens aber am 30. Juni eine Ur-
laubsbeihilfe. Diese beträgt 100 Prozent des im Zeit-
punkt des Urlaubsantrittes3) bzw am 30. Juni zustehen-
den Bruttomonatsgehaltes bzw des monatlichen Lehr-
lingseinkommens. Steht bei Urlaubsantritt die Beendi-
gung des Dienst- oder Lehrverhältnisses bereits fest,
gebührt der aliquote Teil der Urlaubsbeihilfe.

b) Den während eines Kalenderjahres eintretenden
Angestellten und Lehrlingen gebührt für dasselbe le-
diglich der aliquote Teil der Urlaubsbeihilfe. Erfolgt
der Eintritt nach dem 30. Juni, ist diese aliquote Ur-
laubsbeihilfe am 31. Dezember des laufenden Kalen-
derjahres, berechnet nach der Höhe des Dezember-
gehaltes bzw des Dezemberlehrlingseinkommens,
auszubezahlen.

c) Den während des Kalenderjahres austretenden An-
gestellten und Lehrlingen gebührt für dasselbe eben-
falls der aliquote Teil der Urlaubsbeihilfe, und zwar
berechnet nach dem letzten Bruttomonatsgehalt bzw
nach dem letzten Lehrlingseinkommen.

d) Bei Angestellten, die während des Kalenderjahres
ihre Lehrzeit vollendet haben, setzt sich die Urlaubs-
beihilfe aus dem aliquoten Teil des letzten monatli-
chen Lehrlingseinkommens und dem aliquoten Teil
des Bruttomonatsgehaltes zusammen.

e) Wenn ein Angestellter oder Lehrling nach Erhalt der
für das laufende Kalenderjahr gebührenden Urlaubs-
beihilfe sein Dienstverhältnis selbst aufkündigt, aus
seinem Dienstverhältnis ohne wichtigen Grund vorzei-
tig austritt oder infolge Vorliegens eines wichtigen
Grundes vorzeitig entlassen wird, muss er sich die im
laufenden Kalenderjahr anteilsmäßig zu viel bezoge-
ne Urlaubsbeihilfe auf seine ihm aus dem Dienstver-
hältnis zustehenden Ansprüche (insbesondere Restge-
halt und Weihnachtsremuneration) in Anrechnung
bringen lassen.4) Diese Anrechnung gilt in den ersten
sechs Monaten des Dienstverhältnisses unabhängig
von der Beendigungsform.
(Letzer Satz gilt ab 1. Jänner 2007)

f) Bei teilzeitbeschäftigten Angestellten mit unter-
schiedlichem Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung be-
rechnet sich die Urlaubsbeihilfe nach dem Durch-
schnitt der letzten 13 Wochen vor der Fälligkeit.5)

g) Der Anspruch auf Urlaubsbeihilfe wird durch Zei-
ten, in denen kein oder ein gekürzter Anspruch auf
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Entgelt im Krankheits- oder Unglücksfall besteht, nicht
gekürzt. Diese Bestimmung findet keine Anwendung,
wenn die Dienstverhinderung Folge eines Freizeitun-
falls ist. Der Arbeitgeber kann zur Gewährung dieses
Anspruchs eine ärztliche Bescheinigung über die Ur-
sache der Dienstverhinderung verlangen.

h) Auf die Urlaubsbeihilfe sind die bereits bisher aus
Anlass des Urlaubes oder Erholung gewährten beson-
deren Zuwendungen einzurechnen.
Soweit darüber hinausgehende Regelungen beste-
hen, werden dieselben durch diesen Kollektivvertrag
nicht berührt.

1) Für die Berechnung der Weihnachtsremuneration und
Urlaubsbeihilfe ist das Kalenderjahr maßgebend.

2) Wird zB im Februar mindestens die Hälfte des Urlaubes
konsumiert, gebührt die volle Urlaubsbeihilfe vor Antritt
dieses Urlaubes.

3) Überstundenpauschale, laufende Überstunden, Prä-
mien, Provisionen, Zulagen und Zuschläge zählen im Re-
gelfall nicht zum Gehalt; Mehrstunden von Teilzeitbe-
schäftigten sind bei der Berechnung der Sonderzahlun-
gen jedoch zu berücksichtigen.

ACHTUNG auf günstigere betriebliche Übungen!

4) Eine Rückverrechnung der Urlaubsbeihilfe ist nicht
möglich bei Kündigung durch den Arbeitgeber, vorzeiti-
gem Austritt mit wichtigem Grund, Entlassung ohne
wichtigen Grund, einvernehmlicher Lösung, Beendigung
des Dienstverhältnisses durch Zeitablauf oder Tod des
Angestellten.

5) Bei Berechnung der Weihnachtsremuneration bzw der
Urlaubsbeihilfe ist der Durchschnitt der letzten 13 Wo-
chen vor Fälligkeit heranzuziehen.
Beispiel:

Vereinbarte Arbeits-
zeit 20 Wochenstunden
Tatsächliche Arbeits-
zeit 1.–6. Woche 25 Wochenstunden

7.–13. Woche 30 Wochenstunden
Berechnung: 6 x 25 = 150 Stunden

7 x 30 = 210 Stunden
360 : 13 = 27,70 Stunden

Die jeweilige Sonderzahlung wird berechnet auf der Ba-
sis von 27,7 Stunden und nicht von 20 Stunden.

D. BESCHÄFTIGUNGSGRUPPENSCHEMA (STAND 15.9.2005)

Präambel
Mit 1.1.2006 weist das Beschäftigungsgruppenschema
Änderungen bei den Berufsbeispielen auf. Die Kollek-
tivvertragsparteien beabsichtigen damit keine Ände-
rungen von Einstufungen in Dienstverhältnissen, die
zum 31.12.2005 schon bestanden haben. Soll eine sol-
che Einstufung aufgrund der Änderungen der Berufs-
beispiele geändert werden, kann dies zwischen Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber vereinbart werden.

Erläuterung Für alle Angestellten, die bis zum 31.12.2005 ein-
getreten sind, gilt das Beschäftigungsgruppenschema in der
alten Fassung (siehe Seite 47).

Beschäftigungsgruppe 1.

I.
Angestellte ohne abgeschlossene Lehrzeit in einem
kaufmännischen Lehrberuf sind einzustufen in Be-
schäftigungsgruppe 1.
Nach Ablauf von drei Angestelltendienstjahren in der
Beschäftigungsgruppe 1 erfolgt die Einstufung in
das 1. Berufsjahr der ihrer Tätigkeit entsprechenden
Beschäftigungsgruppe (2–6).

II.
Angestellte mit abgeschlossener Lehrzeit in einem
kaufmännischen Lehrberuf sind in die ihrer Tätigkeit
entsprechende Beschäftigungsgruppe (2–6) einzu-
stufen.

Für ab dem 1.1.2006 begründete Dienstverhältnisse
gilt:
Der Angestellte wird weiters in die seiner Tätigkeit ent-
sprechenden Beschäftigungsgruppe (2–6) eingestuft,
wenn er über eine abgeschlossene Berufsausbildung
im gewerblich/industriellen Bereich verfügt und eine
dieser Ausbildung entsprechende, fachlich ausge-
richtete Tätigkeit in einem Handelsbetrieb tatsächlich
ausübt.

Als kaufmännische Lehrberufe gelten:

a) Vor In-Kraft-Treten des Berufsausbildungsgesetzes
Kaufmännischer Lehrling (Kaufmannsgehilfe).

b) Nach In-Kraft-Treten des Berufsausbildungsgeset-
zes 1.1.1970
Einzelhandelskaufmann/Einzelhandel (mit jeweili-
gem Schwerpunkt),
Großhandelskaufmann,
Pharmazeutisch-kaufmännischer Assistent,
Drogist,
Fotokaufmann,
Buchhändler,
Musikalienhändler,
Kunsthändler,
Buch-, Kunst- und Musikalienhändler,
Waffen- und Munitionshändler,
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Bürokaufmann,
Industriekaufmann.

c) Spediteur.

Die abgeschlossene Lehrzeit in einem der genannten
kaufmännischen Lehrberufe wird ersetzt

a) durch den erfolgreichen Besuch einer Handelsaka-
demie im Sinne des § 74 SCHOG oder einer Sonder-
form derselben im Sinne des § 75 SCHOG;

b) durch den erfolgreichen Besuch einer berufsbil-
denden höheren Schule im Sinne der §§ 72 und
76 SCHOG oder einer Sonderform derselben im
Sinne der §§ 73 und 77 SCHOG, soweit die erworbe-
nen Kenntnisse in der Tätigkeit im Handelsbetrieb
Verwendung finden;

c) durch den erfolgreichen Besuch einer allgemein-
bildenden höheren Schule im Sinne des § 36
SCHOG oder einer Sonderform derselben im Sinne
des § 37 SCHOG;

d) durch den erfolgreichen Besuch einer Mittelschule
vor Auswirkung des SCHOG;

e) durch den erfolgreichen Besuch einer Handels-
schule im Sinne des § 60 SCHOGoder einer dreijäh-
rigen Sonderform derselben im Sinne des § 61
SCHOG;

f) durch den erfolgreichen Besuch einer zweiklassi-
gen Handelsschule vor Auswirkung des SCHOG
und ein Angestelltendienstjahr;

g) durch den erfolgreichen Besuch einer mindestens
dreijährigen berufsbildenden mittleren Schule im
Sinne der §§ 58 und 59 SCHOG, soweit die erworbe-
nen Kenntnisse in der Tätigkeit im Handelsbetrieb
Verwendung finden;

h) durch eine erfolgreich abgelegte Lehrabschluss-
prüfung in einem der genannten Lehrberufe, wenn
eine ausnahmsweise Zulassung zur Lehrabschluss-
prüfung gem § 23 Abs 5 BAG erfolgt ist;

i) bei Stenotypisten durch die erfolgreich abgelegte
Handelskammerprüfung über 150 Silben in der Mi-
nute;

j) durch eine dreijährige praktische Angestelltentä-
tigkeit.

Als erfolgreicher Besuch einer Schule gem lit a) bis g)
gilt ein solcher im Sinne des § 4 Abs 1 und 2 der Ver-
ordnung BGBl Nr 142/70.

Beschäftigungsgruppe 2

Angestellte, die einfache Tätigkeiten ausführen

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Verkäufer, soweit sie nicht in eine höhere Beschäfti-
gungsgruppe einzustufen sind
Angestellte mit einfacher Tätigkeit im Einkauf, soweit
sie nicht in eine höhere Beschäftigungsgruppe einzu-
stufen sind

b) Lager und Logistik
Angestellte, soweit sie nicht in eine höhere Beschäfti-
gungsgruppe einzustufen sind

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Angestellte mit einfacher Tätigkeit in der Buchhaltung
Kalkulation
Lohn- und Gehaltsverrechnung
Fakturierung
Schreibkräfte, soweit sie nicht in eine höhere Beschäf-
tigungsgruppe einzustufen sind
Rezeption, Empfang

d) In der Datenverarbeitung:
Datenerfasser
Hilfsoperator
Hilfskräfte in der Datenverarbeitung
Technische Hilfskräfte
Techniker in Ausbildung
Bedienungspersonal an Hilfsmaschinen

e) Im technischen Dienst:
Telefonisten, soweit sie nicht in eine höhere Beschäfti-
gungsgruppe einzustufen sind
Techniker in Ausbildung
Fuhrparkbetreuer
Angestellte im technischen Kunden- oder Betriebs-
dienst, soweit sie nicht höher einzustufen sind

Beschäftigungsgruppe 3

Angestellte, die auf Anweisung schwierige Tätigkei-
ten selbstständig ausführen

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Ein- und Verkaufsangestellte
Leiter von Abteilungen, soweit sie nicht in eine höhere
Beschäftigungsgruppe einzustufen sind
Außendienstmitarbeiter im Ein- und Verkauf, soweit
sie nicht in die Beschäftigungsgruppe 4 einzustufen
sind
Orderaufnehmer

b) Lager und Logistik
Lagererste, wenn mehrere Arbeitnehmer im Lager be-
schäftigt sind
Kommissionäre
Selbstständige Expedienten
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Angestellte mit entsprechendem Verantwortungsbe-
reich in der Logistik

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Angestellte in der Buchhaltung, die mit der Führung
von Konten betraut sind
Kalkulanten
Statistiker
Angestellte, die eine Registratur oder ein Archiv selbst-
ständig führen
Sachbearbeiter
Fakturisten
Kassiere, die auch mit buchhalterischen Arbeiten be-
schäftigt sind
Rechnungsprüfer
Lohn- und/oder Gehaltsverrechner
Zolldeklaranten/Frachttarifeure
Reklamationsbearbeiter
Angestellte, die den Schriftverkehr bzw Korrespondenz
überwiegend nach allgemeinen Angaben durchfüh-
ren
Angestellte, die überwiegend fremdsprachigen
Schriftverkehr nach Vorlage durchführen

d) in der Datenverarbeitung
Datenerfasser mit Sachbearbeiterfunktion
Arbeitsvorbereiter
Operator
Anwendungsbetreuer (Helpdesk/Support)
EDV-Techniker
Assistenten der Berufe der höheren Beschäftigungs-
gruppen im Bereich der Datenverarbeitung
Programmierer, soweit sie nicht in eine höhere Be-
schäftigungsgruppe einzustufen sind
Internetbetreuer (Webmaster)
Netzwerkbetreuer (-administrator)

e) Im technischen Dienst:
Telefonisten, die regelmäßig Auskünfte in mind.
1 Fremdsprache geben
Telefonisten in Callcentern, die regelmäßig qualifi-
zierte Auskünfte bzw Beratung geben
Telefonisten mit besonders intensiver Beanspruchung
Angestellte, die mit der Instandhaltung und Instand-
setzung von Betriebsanlagen betraut sind (Haustech-
niker).

Beschäftigungsgruppe 4

Angestellte mit selbstständiger Tätigkeit

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Einkäufer
Erster Verkäufer mit selbstständiger Einkaufsbefugnis
Orderaufnehmer, die selbstständig Verkaufsgesprä-
che am Telefon und Verkaufsaktionen durchführen
Leiter großer Abteilungen, sofern sie nicht höher ein-
zustufen sind

Außendienstmitarbeiter im Ein- und Verkauf, die
schwierige Produktberatungen durchführen und zum
Abschluss von Geschäften sowie zur Disposition über
Preis und Konditionen berechtigt sind.

b) In Lager und Logistik:
Lager-/Logistikleiter, die für Wareneingang, Lager-
haltung und Warenausgang verantwortlich sind.

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Selbstständige Buchhalter
Selbstständige Kalkulanten
Selbstständige Statistiker
Hauptkassiere
Controller
Kassiere, die neben der Kassiertätigkeit die Abrech-
nung ausländischer Zahlungsmittel, geldwerter Zah-
lungsmittel, Kreditkartenabrechnungen und den Ver-
kehr mit Geld- und Kreditinstituten durchführen
Exportfakturisten
Fremdsprachige Korrespondenten
Dolmetscher
Personalreferenten
Assistent des Betriebsinhabers oder der mit der Füh-
rung des Betriebes verantwortlich beauftragten Ange-
stellten
Zolldeklaranten, die der Behörde gegenüber verant-
wortlich sind

d) In der Datenverarbeitung:
Leiter Operating
Systemberater
EDV-Organisator
Datensicherheitsspezialist
Datenbankadministrator/-entwickler
Internetentwickler
Netzwerktechniker
SAP-Berater
Selbstständiger Programmierer (Softwareentwickler)
Systembetreuer (Systemanalytiker, -administrator,
-entwickler)
EDV-Techniker, die Tätigkeiten von erhöhter Schwie-
rigkeit selbstständig durchführen
EDV-Trainer
Webdesigner
EDV-Projektleiter
Technikerausbilder, die ausschließlich mit Ausbil-
dungsaufgaben betraut sind

e) Im technischen Dienst:
Sicherheitsfachkräfte
Angestellte im betrieblichen Dienst oder im Kunden-
dienst, die aufgrund entsprechender Ausbildung oder
mehrjähriger praktischer Erfahrung selbstständige
Tätigkeiten von erhöhter Schwierigkeit zur techni-
schen Überprüfung, Reparatur und Instandsetzung
durchführen.
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Beschäftigungsgruppe 5

Angestellte mit Dispositions- und/oder Anweisungs-
tätigkeiten, die schwierige Arbeiten selbstständig
und verantwortlich ausführen
oder

Angestellte, die Tätigkeiten, wofür Spezialkenntnisse
und praktische Erfahrung erforderlich sind, selbst-
ständig und verantwortlich ausführen

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Betriebsleiter
Einkaufsleiter
Verkaufsleiter

b) In Lager und Logistik:
Leiter der Logistik in Großbetrieben
Expeditleiter mit Dispositionstätigkeit

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Bilanzbuchhalter
Leiter der Buchhaltung
Leiter der Personalabteilung
Leiter der Marketingabteilung
Angestellte, die Assistenztätigkeit mit Dispositions-
und/oder Anweisungstätigkeit selbstständig und ver-
antwortlich ausführen

d) In der Datenverarbeitung:
Leiter der Systemberatung/-betreuung
Leiter von Programmiergruppen
Leiter einer EDV-Abteilung

e) Im technischen Dienst:
Leiter eines organisatorisch selbstständigen techni-
schen Kundendienstes
Leiter eines organisatorisch selbstständigen Fuhr-
parks, die für Einsatz, Wartung, Instandhaltung der
verwendeten Kraftfahrzeuge sowie für alle technisch
und verkehrsrechtlich erforderlichen Kontrollen ver-
antwortlich sind
Leiter von wissenschaftlichen Abteilungen, Laborato-
riumsleiter

Beschäftigungsgruppe 6

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und mehr-
jähriger praktischer Erfahrung, die eine leitende,
das Unternehmen in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbe-
reich entscheidend beeinflussende Stellung einneh-
men

zB

Im Firmenbuch eingetragene bevollmächtigte Ange-
stellte mit entsprechendem Verantwortungsbereich
(zB Prokuristen)
Selbstständige Leiter von EDV-Abteilungen, die für
Problemanalyse, Programmierung, Datenerfassung
und Datenverarbeitung verantwortlich sind

1) Die in den Beschäftigungsgruppen 2 bis 6 angeführten
Tätigkeitsmerkmale sind nur beispielsweise aufgezählt.
Für die Einstufung sind die Kriterien maßgebend, die
im Einleitungstext der jeweiligen Beschäftigungsgruppe
angegeben werden.
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E. GEHALTSGEBIETE UND GEHALTSTAFEL

1. Gehaltsgebiete

a) Gehaltsgebiet A
Alle Orte der Bundesländer Burgenland, Kärnten,
Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark, Tirol
und Wien.

b) Gehaltsgebiet B
Alle Orte der Bundesländer Salzburg und Vorarl-
berg.

2. Gehaltstafel

Beschäftigungsgruppe 1
Gehaltsgebiet
A B

sonstige Angestellte im 1., 2., 3. An-
gestelltendienstjahr ..................... 1.613,00 1.613,00

Beschäftigungsgruppe 2
Gehalts-
gebiet A

Gehalts-
gebiet B

Gehalts-
gebiet A

Gehalts-
gebiet B

Nicht-
Drog.

Nicht-
Drog. Drogisten Drogisten

1. Berufsjahr ...... 1.700,00 1.700,00 1.749,00 1.805,00
3. Berufsjahr ...... 1.700,00 1.713,00 1.768,00 1.825,00
5. Berufsjahr ...... 1.700,00 1.739,00 1.797,00 1.853,00
7. Berufsjahr ...... 1.714,00 1.767,00 1.825,00 1.889,00
9. Berufsjahr ..... 1.812,00 1.870,00 1.937,00 2.005,00

10. Berufsjahr ...... 1.906,00 1.971,00 2.044,00 2.115,00
12. Berufsjahr ...... 2.001,00 2.070,00 2.153,00 2.228,00
15. Berufsjahr ...... 2.145,00 2.218,00 2.307,00 2.389,00
18. Berufsjahr ...... 2.176,00 2.253,00 2.344,00 2.429,00

Beschäftigungsgruppe 3
Gehalts-
gebiet A

Gehalts-
gebiet B

Gehalts-
gebiet A

Gehalts-
gebiet B

Nicht-
Drog.

Nicht-
Drog. Drogisten Drogisten

1. Berufsjahr ...... 1.700,00 1.700,00 1.754,00 1.810,00
3. Berufsjahr ...... 1.700,00 1.726,00 1.784,00 1.841,00
5. Berufsjahr ...... 1.773,00 1.829,00 1.897,00 1.962,00
7. Berufsjahr ...... 1.857,00 1.923,00 1.992,00 2.059,00
9. Berufsjahr ...... 1.997,00 2.063,00 2.146,00 2.219,00

10. Berufsjahr ...... 2.192,00 2.266,00 2.359,00 2.447,00
12. Berufsjahr ...... 2.305,00 2.386,00 2.485,00 2.574,00
15. Berufsjahr ...... 2.454,00 2.540,00 2.652,00 2.747,00
18. Berufsjahr ...... 2.498,00 2.585,00 2.697,00 2.793,00

Beschäftigungsgruppe 4
Gehalts-
gebiet A

Gehalts-
gebiet B

Gehalts-
gebiet A

Gehalts-
gebiet B

Nicht-
Drog.

Nicht-
Drog. Drogisten Drogisten

1. Berufsjahr ...... 1.774,00 1.832,00 1.899,00 1.964,00
3. Berufsjahr ...... 1.851,00 1.917,00 1.983,00 2.051,00
5. Berufsjahr ...... 1.931,00 1.998,00 2.077,00 2.149,00
7. Berufsjahr ...... 2.144,00 2.216,00 2.307,00 2.388,00
9. Berufsjahr ...... 2.407,00 2.490,00 2.596,00 2.686,00

10. Berufsjahr ...... 2.650,00 2.745,00 2.857,00 2.959,00
12. Berufsjahr ...... 2.802,00 2.900,00 3.023,00 3.131,00
15. Berufsjahr ...... 3.016,00 3.124,00 3.255,00 3.371,00
18. Berufsjahr ...... 3.077,00 3.185,00 3.317,00 3.436,00

Beschäftigungsgruppe 5
Gehaltsgebiet
A

Nicht-
Drog.

B
Nicht-
Drog.

5. Berufsjahr .............................. 2.725,00 2.821,00
7. Berufsjahr .............................. 2.948,00 3.051,00
9. Berufsjahr .............................. 3.185,00 3.502,00

10. Berufsjahr .............................. 3.383,00 3.674,00
12. Berufsjahr .............................. 3.547,00 3.927,00
15. Berufsjahr .............................. 3.794,00 4.004,00
18. Berufsjahr .............................. 3.870,00

Beschäftigungsgruppe 6
Gehaltsgebiet
A

Nicht-
Drog.

B
Nicht-
Drog.

5. Berufsjahr .............................. 3.062,00 3.171,00
10. Berufsjahr .............................. 3.609,00 3.740,00
15. Berufsjahr .............................. 4.156,00 4.306,00
18. Berufsjahr .............................. 4.239,00 4.391,00

Lehrlingseinkommen

1. Lehrjahr ............................................... 711,00
2. Lehrjahr ............................................... 914,00
3. Lehrjahr ............................................... 1.167,00
4. Lehrjahr ............................................... 1.218,00

Lehrlinge, die während der Zeit des Lockdowns per
Verordnung schulfrei gestellt waren und statt dessen
Arbeitsleistungen im Betrieb erbracht haben, erhalten
eine Corona-Prämie gemäß § 124b Z350 lit.a EStG
1988 in der Höhe von Euro 150,–. Diese Prämie ist bis
zum 1.12.2020 auszubezahlen.
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ANHANG 2 ZUM ABSCHNITT I

des Kollektivvertrages für den Pharmazeutischen Großhandel

vom 21. Dezember 2019

LISTE DER FIRMEN, DIE DEM KOLLEKTIVVERTRAG FÜR DEN PHARMAZEUTISCHEN
GROSSHANDEL UNTERLIEGEN (STAND 31. DEZEMBER 2019)

Aewige ärztliche Wirtschaftsges.m.b.H., Wien
AOP Orphan Pharmaceuticals Aktiengesellschaft,
Wien
Herba Chemosan Apotheker AG, Wien, Graz, Klagen-
furt, Linz, Salzburg, Innsbruck-Rum, Dornbirn
PHOENIX Arzneiwarengroßhandlung GmbH, Wien,
Graz, Linz, Jenbach, Hagenbrunn
Jacoby GM Pharma GmbH, Hallein, Hohenems, Kla-
genfurt, Braunau, Salzburg, Innsbruck
Kwizda Pharmahandel GmbH, Wien, Graz, Linz, Grö-
dig, Innsbruck
Richter Pharma AG, Wels

Pharmosan Arzneiwaren- und Drogengroßhandels-
ges.m.b.H., Wien
Eisai GmbH, Wien
Amomed Pharma GmbH, Wien
gm Pharma GmbH, Braunau
Thea Pharma GmbH, Wien
AGEA Pharma GmbH, Wien
CompLex Vertriebs GmbH, Wien
OmniVision GmbH, Wien
WABOSAN ArzneimittelvertriebsGmbH, Wien
Vertex Pharmaceuticals (Austria) GmbH
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DIENSTZETTEL

für die Handelsangestellten Österreichs (gemäß § 2 AVRAG)

I. a) Arbeitgeber: ............................................................................................................................

..............................................................................................................................................

b) Angestellte(r):

Herr/Frau*) .............................................................................................................................

wohnhaft in .............................................................................................................................

II. Beginn des Dienstverhältnisses .........................................................................................................

III. Das Dienstverhältnis ist unbefristet*) / bis .................... befristet*)
Der erste Monat des Dienstverhältnisses gilt als Probemonat im Sinne des § 19 Abs 2 AngG, während dessen
das Dienstverhältnis von jedem Vertragsteil jederzeit gelöst werden kann*)

IV. Die Kündigungsbestimmungen richten sich nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und
nach dem Kollektivvertrag für die Handelsangestellten Österreichs.
Während der ersten fünf Jahre der Angestelltentätigkeit kann das Dienstverhältnis jeweils zum 15. oder
Letzten eines jeden Kalendermonats gekündigt werden. *)

V. Das Dienstverhältnis unterliegt den Bestimmungen des Kollektivvertrages für die Handelsangestellten Ös-
terreichs sowie den allenfalls für den Betrieb geltenden Betriebsvereinbarungen.

Diese liegen .................................................................................................. zur Einsichtnahme auf.

VI. Gemäß dem Kollektivvertrag für die Angestellten des Pharmazeutischen Großhandels werden sie in die
Gehaltstafel .................... , Gehaltsgebiet .................... Beschäftigungsgruppe .................... , im
.................... Berufsjahr eingestuft, wobei festgestellt wird, dass Sie jeweils mit .................... eines jeden
Jahres in ein neues Berufsjahr treten.

VII. Mit Ihrer Verwendung als ........................................ sind insbesondere folgende Aufgaben verbunden:

.....................................................................................................................................................

.....................................................................................................................................................

.....................................................................................................................................................
Sie beachten alle betrieblichen Ordnungs- und Sicherheitsvorschriften und führen alle, mit der vorgese-
henen Verwendung verbundenen Arbeiten, weisungsgemäß durch.
Vorübergehend dürfen Ihnen auch andere Tätigkeiten zugewiesen werden.

VIII. Ihr gewöhnlicher Arbeitsort ist ..........................................................................................................

mit der Tätigkeit ist regelmäßig Außendienst im Bereich .................... verbunden.*)

IX. Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt gemäß Abschnitt V des Kollektivvertrages 38,5 Stunden.

Bei Teilzeitbeschäftigung:*) ....................

Die vereinbarte wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt .................... Stunden *).

Die Vereinbarung über die Verteilung der wöchentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochentage
richtet sich nach den Bestimmungen des Abschnittes V des Kollektivvertrages für die Handelsangestellten
Österreichs.

Der Arbeitgeber ist berechtigt, im Rahmen der gesetzlichen bzw kollektivvertraglichen Bestimmungen
Mehr- bzw Überstundenarbeit zu verlangen. Die Abgeltung der Mehrleistungen erfolgt nach den Bestim-
mungen des Kollektivvertrages.
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X. Ihr monatliches Grundgehalt beträgt .................... €
Darüber hinaus hat der/die*) Angestellte Anspruch auf folgende Entgeltbestandteile:*)

.....................................................................................................................................................

.....................................................................................................................................................

.....................................................................................................................................................
Für die Sonderzahlungen gelten die Bestimmungen des Kollektivvertrages für die Handelsangestellten Ös-
terreichs.
Die Auszahlung der monatlichen Bezüge erfolgt gemäß § 15 AngG am Ende eines Monats.
Die Überweisung der laufenden Bezüge auf ein Gehaltskonto gilt als vereinbart.*)

XI. Für Reisekosten und Reiseaufwandsentschädigungen gelten folgende Vereinbarungen:

a) die kollektivvertraglichen Bestimmungen*)

b) ............................................................................................................................................... *)

XII. Ihr Urlaubsanspruch richtet sich nach den Bestimmungen des Urlaubsgesetzes. Für das Urlaubsausmaß
werden gemäß § 3 UrlG folgende Zeiten angerechnet: .......................................................................

XIII. Name und Anschrift der Mitarbeitervorsorgekasse ..............................................................................

.....................................................................................................................................................

XIV. Jede künftige Änderung der hier festgehaltenen Rechte und Pflichten, die nicht unmittelbar auf Gesetz,
Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung beruht, wird schriftlich mitgeteilt. Für den Fall einer länger
als einen Monat dauernden Auslandstätigkeit werden die Entsendungsbedingungen in einem gesonder-
ten Dienstzettel festgehalten.

.................... , am..........................................................................................................................

........................................................................... ...........................................................................

Arbeitgeber Angestellte(r)

Dieser Dienstzettel – vollständig ausgefüllt – entspricht den Bestimmungen des § 2 AVRAG. Er wurde von der Sparte Handel der
Wirtschaftskammer Österreichs und der Gewerkschaft der Privatangestellten, gemeinsam erstellt und wird gemeinsam zur Ver-
wendung empfohlen und ist von Gebühren befreit.
*) Nichtzutreffendes streichen
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ZUSATZ ZUM DIENSTVERTRAG (BZW DIENSTZETTEL)

zwischen dem

Arbeitnehmer ............................................................................................................................................
und dem

Unternehmen ............................................................................................................................................

Zusätzlich zum bestehenden Dienstvertrag (bzw Dienstzettel) vom ................................................................
wird aufgrund der Tätigkeit des Arbeitnehmers im Bereich bzw im Zusammenhangmit der Auslieferung ausdrück-
lich vereinbart, dass die Normalarbeitszeit am Samstag um 13.00 Uhr endet.
Für diese Zusatzvereinbarung sind die Bestimmungen des Kollektivvertrages für die Angestellten des pharmazeu-
tischen Großhandels in Österreich, insbesondere der Abschnitt Arbeitszeit an Samstagen, als Rechtsgrundlage
anzuwenden. Einvernehmlich wird für die Aufteilung der Normalarbeitszeit bzw Freizeitgewährung für Normalar-
beitszeit

am Samstag bis 12.00 Uhr ein Durchrechnungszeitraum von .............................................. Wochen festgelegt.

Der erste Durchrechnungszeitraum beginnt am ............................................................................................

Ort, Datum ................................................................................................................................................

...........................................................................
Unterschrift Arbeitnehmer

...........................................................................
Unterschrift Arbeitgeber

Diese Vertragsschablone wird von den Kollektivvertragspartnern zur Anwendung empfohlen.
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Arbeitgeber ...............................................................................................................................................

................................................................................................................................................................

Arbeitnehmer/in ........................................................................................................................................

geb. am .................... , wohnhaft in ............................................................................................................

VEREINBARUNG

über den Vollübertritt („Übertragen”) gemäß § 47 Abs 3 BMVG

1. Gemäß § 47 Abs 1 des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes wird mit Wirkung ab .........................
(Übertrittsstichtag) anstelle der Abfertigungsregelungen des Angestelltengesetzes bzw Arbeiter-Abferti-
gungsgesetzes die Geltung der Bestimmungen des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes vereinbart.
Ab dem Übertrittsstichtag werden daher für die weitere Dauer des Arbeitsverhältnisses Abfertigungsbei-
träge (MV-Beiträge) zur Veranlagung durch die ausgewählte Mitarbeitervorsorgekasse, das ist die , ent-
richtet.

2. Hinsichtlich der bis zum Übertrittsstichtag erworbenen Altabfertigungsanwartschaften erfolgt eine Über-
tragung auf die ausgewählte MV-Kasse. Der hierfür vom Arbeitgeber zu leistende Übertragungsbetrag
wird einvernehmlich mit € .................... , das entspricht .................... Monatsentgelten, festgesetzt.

2a. (Nicht gewählte Varianten durchstreichen)

I. Dieser Übertragungsbetrag wird in 5 jährlichen Raten in Höhe von je 20% des Übertragungsbetrages
zuzüglich Zinsen von 6 % des jährlichen Übertragungsbetrages an die MV-Kasse überwiesen.

II. Dieser Übertragungsbetrag wird zur Gänze bis ................................ an die MV-Kasse überwiesen.

III. Dieser Übertragungsbetrag wird nach folgendem Modus überwiesen:

................................................................................................................................................

................................................................................................................................................

3. Im Hinblick auf diese Vereinbarung sind sämtliche gesetzlichen und kollektivvertraglichen Altabferti-
gungsanwartschaften vollständig abgegolten und finden auch insoweit die Bestimmungen des Betrieb-
lichen Mitarbeitervorsorgegesetzes Anwendung. Ein späterer Abfertigungsanspruch für diese Altabferti-
gungsanwartschaften richtet sich ebenso wie für die nach dem Übertrittsstichtag erworbene gesetzliche
Abfertigungsanwartschaft ausschließlich gegen die ausgewählte MV-Kasse.

4. Rücktrittsrecht: Der Arbeitnehmer kann vom gegenständlichen Übertrittsvertrag rechtswirksam zurück-
treten, sofern der Arbeitgeber binnen drei Wochen ab Vertragsunterfertigung schriftlich Kenntnis vom
Rücktritt erhält.

5. Mögliche Zusatzvariante (optional)
Abweichend von Punkt 3 wird vereinbart, folgende Ansprüche nach Abschnitt XVIII Z 2 und 3 des KV für
Angestellte des Pharmazeutischen Großhandels aufrecht zu erhalten:

....................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................

............................................................................................................... , am .................... 20......
für den Arbeitgeber: .......................................................................................................................

Arbeitnehmer: ................................................................................................................................

Dieses Vertragsmuster wurde von der Sparte Handel der Wirtschaftskammer Österreichs und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Bundesausschuss
Handel, gemeinsam erstellt und wird von den Sozialpartnern zur Anwendung empfohlen.
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Arbeitgeber ...............................................................................................................................................

................................................................................................................................................................

Arbeitnehmer/in ........................................................................................................................................

geb. am .................... , wohnhaft in ............................................................................................................

VEREINBARUNG

über den Teilübertritt („Einfrieren”) gemäß § 47 Abs 2 BMVG

1. Gemäß § 47 Abs 1 des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes wird mit Wirkung ab(Übertrittsstichtag)
anstelle der Abfertigungsregelungen des Angestelltengesetzes bzw Arbeiter-Abfertigungsgesetzes die
Geltung der Bestimmungen des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes vereinbart. Ab demÜbertrittss-
tichtag werden für die weitere Dauer des Arbeitsverhältnisses Abfertigungsbeiträge (MV-Beiträge) zur
Veranlagung durch die ausgewählte MV-Kasse, das ist die
.....................................................................................................................................................
entrichtet; ausschließlich gegen diese MV-Kasse richtet sich auch ein späterer Anspruch auf Abfertigung
für die nach dem Übertrittsstichtag erworbene Abfertigungsanwartschaft. Die Altabfertigungsanwart-
schaften richten sich weiterhin gegen den Arbeitgeber.

2. Ausgehend von einer abfertigungswirksamen Dauer des Arbeitsverhältnisses von .................... Jahren er-
gibt sich unter Einbeziehung kollektivvertraglicher Ansprüche bis zum Übertrittsstichtag eine Altabferti-
gungsanwartschaft von insgesamt .................... Monatsentgelten. Für diese Altabfertigungsanwartschaft
gelten weiterhin die Abfertigungsregelungen des Angestelltengesetzes bzw Arbeiter-Abfertigungsgeset-
zes sowie, sofern vereinbart, des Kollektivvertrags. Bei einem späteren Ausscheiden mit nach diesen Vor-
schriften gegenüber dem Arbeitgeber bestehendem Abfertigungsanspruch wird der Berechnung der für
die Altabfertigungsanwartschaft zustehenden Abfertigung das für den letzten Monat des Arbeitsverhält-
nisses gebührende Entgelt zugrunde gelegt.

3. Rücktrittsrecht: Der Arbeitnehmer kann vom gegenständlichen Übertrittsvertrag rechtswirksam zurücktre-
ten, sofern der Arbeitgeber binnen drei Wochen ab Vertragsunterfertigung schriftlich Kenntnis vom Rück-
tritt erhält.

4. (nicht gewählte Variante durchstreichen)

I. Ansprüche nach Abschnitt XVIII Z 2 und 3 des KV für Angestellte des Pharmazeutischen Großhandels
bestehen nicht.

II. Folgende Ansprüche nach Abschnitt XVIII Z 2 und 3 des KV für Angestellte des Pharmazeutischen
Großhandels werden aufrecht erhalten:

..............................................................................................................................................

..............................................................................................................................................

................................................................................................................ , am .................... 20......

für den Arbeitgeber: .......................................................................................................................

Arbeitnehmer: ................................................................................................................................

Dieses Vertragsmuster wurde von der Sparte Handel der Wirtschaftskammer Österreichs und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Bundesausschuss
Handel, gemeinsam erstellt und wird von den Sozialpartnern zur Anwendung empfohlen.
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INVENTUR-KOLLEKTIVVERTRAG
Kollektivvertrag betreffend Inventurarbeiten an
Samstagen gemäß der Arbeitsruhegesetz-Verord-
nung, abgeschlossen am 7. Juni 1993 zwischen der

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Sparte
Handel und der Gewerkschaft der Privatangestellten,
Sektion Handel.

§ 1 Geltungsbereich

(1)

a) Räumlich:
Für das gesamte Bundesgebiet Österreichs.

b) Fachlich:
Für sämtliche der Sparte Handel der Wirtschafts-
kammer angehörenden Betriebe, die dem fachli-
chen Geltungsbereich des Kollektivvertrages der
Handelsangestellten Österreichs angehören.

c) Persönlich:
Für alle Angestellten und Lehrlinge. Angestellte im
Sinne dieses Kollektivvertrages sind alle Arbeitneh-
mer (auch Aushilfskräfte), auf welche das Ange-
stelltengesetz (BGBl Nr 292/1921) Anwendung fin-

det. Dieser Kollektivvertrag gilt nicht für Ferialprak-
tikanten; Ferialpraktikanten sind Studierende, die
zum Zwecke einer beruflichen (technischen, kauf-
männischen oder administrativen) Vor- oder Aus-
bildung entsprechend der öffentlichen Studienord-
nung vorübergehend beschäftigt werden.

(2) Dieser Kollektivvertrag gilt für Inventurarbeiten an
Samstagen ab 13.00 Uhr gemäß der Arbeitsruhege-
setz-Verordnung (ARG-VO BGBl Nr 359/93).

(3) Dieser Kollektivvertrag gilt nicht für jene Arbeitneh-
mer, die ausschließlich zu Arbeitsleistungen im Sinne
des Abs 2 aufgenommen werden.

§ 2 Vergütung der Arbeitsleistung

Arbeitsleistungen im Sinne des § 1 Abs 2 sind nach fol-
gender Maßgabe zu vergüten:

(a) Für Normalarbeitsstunden (innerhalb der gelten-
den wöchentlichen Normalarbeitszeit) wird ein Zu-
schlag von 100% des normalen Stundenlohnes (1/
167 des Bruttomonatsgehaltes) gewährt.

(b) Mehrarbeitsstunden im Ausmaß von 1,5 Stunden
pro Woche gemäß Abschnitt VI des Kollektivvertra-
ges für die Handelsangestellten Österreichs sind
mit einem Grundstundenlohn von 1/167 des Brut-

tomonatsgehaltes und einem Zuschlag von 100 %
zu vergüten.

(c) Überstunden gemäß Abschnitt VII des Kollektivver-
trages für die Handelsangestellten Österreichs
sind mit einem Grundstundenlohn von 1/158 des
Bruttomonatsgehaltes und einem Zuschlag von
100 % zu vergüten.
(d) Bezüglich einer Abgeltung der Vergütungen in
Freizeit gilt sinngemäß Abschnitt VII Punkt 5. des
Kollektivvertrages für die Handelsangestellten Ös-
terreichs.

§ 3

(a) Die Beschäftigung von Arbeitnehmern im Sinne
des § 2 ist nur dann und insoweit zulässig, als berück-
sichtigungswürdige Interessen des Arbeitnehmers –
wie beispielsweise die Versorgung von Kindern und El-
tern, zumutbare Heimfahrtsmöglichkeiten, die Teil-
nahme an Schul- und Weiterbildungsveranstaltungen
– dieser Arbeitsleistung nicht entgegenstehen.

(b) Unter Berücksichtigung der jeweiligen Betriebser-
fordernisse sollen Arbeitnehmer zu Inventurarbeiten

im Sinne des § 1 Abs 2 dann nicht herangezogen wer-
den, wenn sie in einem Kalendermonat bereits an ei-
nem verkaufsoffenen Samstag nach 13.00 Uhr – aus-
genommen die verkaufsoffenen Samstage vor Weih-
nachten – Arbeit geleistet haben. Dies gilt nicht, wenn
die Inventur in unmittelbarem zeitlichen Zusammen-
hang mit außergewöhnlichen Ereignissen (wie Ein-
bruch, Elementarereignisse) erforderlich ist.
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§ 4 Geltungsbeginn

Dieser Kollektivvertrag tritt gleichzeitig mit dem In-Kraft-Treten der Verordnung BGBl Nr 359/93 in Kraft (3. Juni
1993).

VERORDNUNG – AUSNAHME FÜR INVENTURARBEITEN IM HANDEL

Verordnung BGBl Nr 359/1993, 135. Stück, ausgegeben am 3. Juni 1993.

Aufgrund des § 12 Abs 1 des ARG, BGBl Nr 144/1983,
wird die Anlage zur Verordnung des BM für soziale
Verwaltung betreffend Ausnahmen von der Wochen-
end- und Feiertagsruhe, BGBl Nr 149/1984, zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung BGBl Nr 66/1993, in der
Fassung der Kundmachung BGBl Nr 163/1993, wie
folgt geändert:

Abschnitt XVII Z 1a lautet:
„1a. Inventurarbeiten an Samstagen, Arbeiten zur Er-
stellung und Überprüfung von

a) Inventuren zum Ende eines Kalender(Wirtschafts)
jahres

b) Übergabe bzw Übernahmeinventuren einmal im
Kalender(Wirtschafts)jahr

c) Inventuren aufgrund behördlicher Anordnung

d) Inventuren in unmittelbarem zeitlichen Zusammen-
hang mit außergewöhnlichen Ereignissen (wie Ein-
bruch, Elementarereignisse) an Samstagen bis
20.00 Uhr.”
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KOLLEKTIVVERTRAG
betreffend die Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen,

abgeschlossen am 1. Oktober 1997 zwischen der Wirt-
schaftskammer Österreich, Sektion Handel, 1045Wien,
Wiedner Hauptstraße 63, und der Gewerkschaft der

Privatangestellten, Sektion Handel, 1013 Wien,
Deutschmeisterplatz 2.

§ 1 Geltungsbereich

a) Räumlich:
Für das Gebiet der Republik Österreich.

b) Fachlich:
Für sämtliche der Sektion Handel der Wirtschafts-
kammer Österreich angehörenden Betriebe, die
dem fachlichen Geltungsbereich des Kollektivver-
trages für die Handelsangestellten Österreichs an-
gehören.

c) Persönlich:
Für alle Angestellten und Lehrlinge. Angestellte im
Sinne dieses Kollektivvertrages sind alle Arbeitneh-
mer (auch Aushilfskräfte), auf welche das Ange-
stelltengesetz (BGBl Nr 292/1921) Anwendung fin-
det.

§ 2 Geltungsbeginn

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Oktober 1997 in Kraft.

§ 3 Wochenfreizeit

Gemäß § 19 Abs 1a und Abs 7 des Kinder- und Ju-
gendbeschäftigungsgesetzes kann vereinbart wer-
den, dass aus organisatorischen Gründen oder im In-
teresse der Jugendlichen die Wochenfreizeit abwei-
chend von § 19 Abs 1 und 2 KJBG wie folgt verteilt wird:

(a) Neben dem Sonntag bleibt ein Werktag der Kalen-
derwoche, der mit dem Sonntag nicht zusammen-
hängen muss, arbeitsfrei, wobei sich der den
Sonntag umfassende Teil der Wochenruhe zumin-
dest von Samstag 18.00 Uhr bis Montag 7.00 Uhr zu
erstrecken hat, oder

(b) im Falle von Jugendlichen, die in einer Verkaufs-
stelle (§ 1 Abs 1 bis 3 Öffnungszeitengesetz) mit ei-
ner 55 Stunden nicht überschreitenden wöchentli-
chen Gesamtoffenhaltezeit (§ 4 Abs 4 ÖZG) be-
schäftigt werden, kann die Wochenfreizeit auf 43
zusammenhängende Stunden, in die der Sonntag
zu fallen hat, verkürzt werden. In diesem Fall muss
jedoch innerhalb eines Zeitraumes von höchstens
8 Wochen die durchschnittliche Wochenfreizeit
mindestens 48 Stunden betragen.

Der erforderliche Ausgleich ist in Form von ganzen
oder halben Tagen zu vereinbaren.

(c) Für Jugendliche in Verkaufsstellen, die in einer Ka-
lenderwoche einen ganzen oder halben Werktag
geschlossen gehalten werden, kann der Arbeitge-
ber den Ruhetag, der nicht auf den Sonntag fällt,
auf den Sperrtag festsetzen.

(d) Der gem Abschnitt V Z 4 des Kollektivvertrages der
Handelsangestellten Österreichs zu gewährende
ganze oder halbe freie Tag ist auf die Wochenfrei-
zeit gem Pkt a) oder Pkt b) anzurechnen, wobei si-
cherzustellen ist, dass zumindest jeder sechste
Samstag arbeitsfrei bleibt.

(e) Wird der Jugendliche am Samstag nach 13 Uhr
beschäftigt, so findet aufgrund des § 19a KJBG
der Kollektivvertrag für Arbeitsleistungen im Rah-
men der Regelung der Öffnungszeiten vom
23.12.96 Anwendung.
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BUNDESGREMIUM DES HANDELS MIT ARZNEIMITTELN,
DROGERIE- UND PARFÜMERIEWAREN SOWIE

CHEMIKALIEN UND FARBEN

Der Bundesgremialvorsteher:
Komm.-Rat Josef Pfeiffer

Der Geschäftsführer:
Mag. Richard Franta

Der Vorsitzende der Berufsgruppe:
Komm.-Rat Dkfm. Dr. Johann F. Kwizda

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Der Vorsitzende:
Hans Sallmutter

Der Geschäftsbereichsleiter:
Karl Proyer

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Wirtschaftsbereich Handel

Der Vorsitzende:
Felix Hinterwirth

Der Wirtschaftsbereichssekretär:
Erich Reichelt
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ANHANG

D. BESCHÄFTIGUNGSGRUPPENSCHEMA

für Dienstverhältnisse, die VOR dem 1. Jänner 2006 begründet wurden

I. Angestellte ohne abgeschlossene Lehrzeit in einem
kaufmännischen Lehrberuf sind einzustufen in

Beschäftigungsgruppe 1.
Nach Ablauf von drei Angestelltendienstjahren in der
Beschäftigungsgruppe 1 erfolgt die Einstufung in
das 1. Berufsjahr der ihrer Tätigkeit entsprechenden
Beschäftigungsgruppe (2–6).

II. Angestellte mit abgeschlossener Lehrzeit in einem
kaufmännischen Lehrberuf sind in die ihrer Tätigkeit
entsprechende Beschäftigungsgruppe (2–6) einzustu-
fen.
Als kaufmännische Lehrberufe gelten:

a) Vor In-Kraft-Treten des Berufsausbildungsgesetzes
Kaufmännischer Lehrling (Kaufmannsgehilfe).

b) Nach In-Kraft-Treten des Berufsausbildungsgeset-
zes 1.1.1970
Einzelhandelskaufmann / Einzelhandel (mit jeweili-
gem Schwerpunkt),
Großhandelskaufmann,
Pharmazeutisch-kaufmännischer Assistent,
Drogist,
Fotokaufmann,
Buchhändler,
Musikalienhändler,
Kunsthändler,
Buch-, Kunst- und Musikalienhändler,
Waffen- und Munitionshändler,
Bürokaufmann,
Industriekaufmann.

c) Spediteur.

Die abgeschlossene Lehrzeit in einem der genannten
kaufmännischen Lehrberufe wird ersetzt

a) durch den erfolgreichen Besuch einer Handelsaka-
demie im Sinne des § 74 SCHOG oder einer Sonder-
form derselben im Sinne des § 75 SCHOG;

b) durch den erfolgreichen Besuch einer berufsbil-
denden höheren Schule im Sinne der §§ 72 und
76 SCHOG oder einer Sonderform derselben im
Sinne der §§ 73 und 77 SCHOG, soweit die erworbe-
nen Kenntnisse in der Tätigkeit im Handelsbetrieb
Verwendung finden;

c) durch den erfolgreichen Besuch einer allgemein
bildenden höheren Schule im Sinne des § 36
SCHOG oder einer Sonderform derselben im Sinne
des § 37 SCHOG;

d) durch den erfolgreichen Besuch einer Mittelschule
vor Auswirkung des SCHOG;

e) durch den erfolgreichen Besuch einer Handels-
schule im Sinne des § 60 SCHOGoder einer dreijäh-
rigen Sonderform derselben im Sinne des § 61
SCHOG;

f) durch den erfolgreichen Besuch einer zweiklassi-
gen Handelsschule vor Auswirkung des SCHOG
und ein Angestelltendienstjahr;

g) durch den erfolgreichen Besuch einer mindestens
dreijährigen berufsbildenden mittleren Schule im
Sinne der §§ 58 und 59 SCHOG, soweit die erworbe-
nen Kenntnisse in der Tätigkeit im Handelsbetrieb
Verwendung finden;

h) durch eine erfolgreich abgelegte Lehrabschluss-
prüfung in einem der genannten Lehrberufe, wenn
eine ausnahmsweise Zulassung zur Lehrabschluss-
prüfung gem § 23 Abs 5 BAG erfolgt ist;

i) bei Stenotypisten durch die erfolgreich abgelegte
Handelskammerprüfung über 150 Silben in der Mi-
nute;

j) durch eine dreijährige praktische Angestelltentä-
tigkeit.

Als erfolgreicher Besuch einer Schule gem lit a) bis g)
gilt ein solcher im Sinne des § 4 Abs 1 und 2 der Ver-
ordnung BGBl Nr 142/70.

Beschäftigungsgruppe 2

Angestellte, die einfache Tätigkeiten ausführen

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Angestellte mit einfacher Tätigkeit im Einkauf und/
oder Verkauf, soweit sie nicht in eine höhere Beschäf-
tigungsgruppe einzustufen sind.

b) Im Lager und Expedit:
Lagerangestellte,
Expeditangestellte.
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c) Im Büro und Rechnungswesen:
Angestellte mit einfacher Tätigkeit in der Buchhal-
tung,
Kalkulation,
Kartei,
Lohn- und/oder Gehaltsverrechnung,
Registratur,
Statistik,
soweit sie nicht in eine höhere Beschäftigungsgruppe
einzustufen sind, Fakturisten, die nach vorbereiteten
Unterlagen fakturieren,
Maschinschreiber,
Stenotypisten, soweit sie nicht in eine höhere Beschäf-
tigungsgruppe einzustufen sind,
Phonotypisten, soweit sie nicht in eine höhere Beschäf-
tigungsgruppe einzustufen sind.

d) In der Datenverarbeitung:
Datentypisten in den ersten beiden Jahren dieser Tä-
tigkeit,
Hilfsoperator,
Bedienungspersonal an Hilfsmaschinen,
Hilfskräfte in der Datenverarbeitung.

e) Im technischen Dienst:
Telefonisten, soweit sie nicht in eine höhere Beschäfti-
gungsgruppe einzustufen sind,
Hilfskräfte im betrieblichen technischen Dienst.

Beschäftigungsgruppe 3

Angestellte, die auf Anweisung schwierige Tätigkei-
ten selbstständig ausführen

zB

a) im Ein- und Verkauf:
Einkaufsangestellte,
Verkaufsangestellte,
Außendienstmitarbeiter im Ein- und Verkauf, soweit
sie nicht in die Beschäftigungsgruppe 4 einzustufen
sind,*)
Orderaufnehmer.

b) Im Lager und Expedit:
Expedienten,
Lagerdefektare,
Orderkontrollore.

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Angestellte in der Buchhaltung, die mit der Führung
von Konten betraut sind (händisch oder maschinell),
Kalkulanten,
Statistiker,
Angestellte, die eine Registratur oder ein Archiv selbst-
ständig führen,
Lohn- und/oder Gehaltsverrechner,
Fakturisten, die nach allgemeinen Angaben oder Un-
terlagen (zB Preislisten, Konditionsrahmen) fakturie-
ren und Ausgangsrechnungen prüfen,

Fakturisten, die neben dieser Tätigkeit auch mit buch-
halterischer und/oder Kassiertätigkeit beschäftigt
sind,
Stenotypisten mit einer Mindestleistung von 150 Silben
in der Minute,
Stenotypisten, die überwiegend nach allgemeinen An-
gaben Schriftverkehr selbstständig erledigen,
Phonotypisten, die überwiegend nach allgemeinen
Angaben Schriftverkehr selbstständig erledigen,
Stenotypisten, die überwiegend fremdsprachigen
Schriftverkehr nach Vorlage erledigen,
Deutschsprachige Korrespondenten,
Zolldeklaranten bis zur Vollendung einer fünfjährigen
einschlägigen Tätigkeit,
Frachttarifeure bis zur Vollendung einer fünfjährigen
einschlägigen Tätigkeit,

d) In der Datenverarbeitung:
Datentypisten ab dem dritten Jahr dieser Tätigkeit,
Operator,
Datenprüfer,
Arbeitsvorbereiter,
Systemberater-Assistent,
Programmierer, soweit sie nicht nach Beschäftigungs-
gruppe 4 einzustufen sind.

e) Im technischen Dienst:
Telefonisten an Apparaten mit mindestens 5 Amts- an-
schlüssen,
Fernschreiber,
Angestellte, die mit der Instandhaltung und Instand-
setzung von Betriebsanlagen betraut sind.

f) Stellvertreter von Abteilungsleitern kleinerer Abtei-
lungen.

Beschäftigungsgruppe 4

Angestellte mit selbstständiger Tätigkeit

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Einkäufer,
Orderaufnehmer, die selbstständig Verkaufsgesprä-
che am Telefon und Verkaufsaktionen durchführen,
Außendienstmitarbeiter im Ein- und Verkauf, die
schwierige Produktberatungen durchführen und zum
Abschluss von Geschäften sowie zur Disposition über
Preis und Konditionen berechtigt sind*).

b) Im Lager und Expedit:
Lagerleiter, die für Wareneingang, Lagerhaltung und
Warenausgang verantwortlich sind,
Expeditleiter, soweit sie nicht nach Beschäftigungs-
gruppe 5 einzustufen sind.

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Selbstständige Buchhalter,
Selbstständige Kalkulanten,
Selbstständige Statistiker,
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Kassiere, die neben der Kassiertätigkeit die Abrech-
nung ausländischer Zahlungsmittel, geldwerter Zah-
lungsmittel, Kreditkartenabrechnungen und den Ver-
kehr mit Geld- und Kreditinstituten durchführen,
Exportfakturisten,
Fremdsprachige Korrespondenten,
Dolmetscher,
Personalreferenten,
Sekretäre des Betriebsinhabers oder der mit der Füh-
rung des Betriebes verantwortlich betrauten Ange-
stellten,
Zolldeklaranten nach fünfjähriger einschlägiger Tä-
tigkeit,
Frachttarifeure nach fünfjähriger einschlägiger Tä-
tigkeit,
Reklamationsbearbeiter.

d) In der Datenverarbeitung:
Chefoperator,
Chefarbeitsvorbereiter,
Systemberater (Organisator),
Selbstständige Programmierer, die nicht unter einem
Chefprogrammierer arbeiten,
Systemanalytiker,
Problemanalytiker.

e) Im technischen Dienst:
Angestellte im betrieblichen technischen Dienst, die
aufgrund entsprechender Ausbildung oder mehrjäh-
riger praktischer Erfahrung selbstständige Tätigkeiten
von erhöhter Schwierigkeit zur technischen Überprü-
fung, Reparatur und Instandsetzung im Rahmen des
betrieblichen technischen Dienstes durchführen.

f)
Abteilungsleiter kleinerer Abteilungen,
Stellvertreter von Abteilungsleitern größerer Abteilun-
gen.

Beschäftigungsgruppe 5

Angestellte mit Dispositions- und/oder Anweisungs-
tätigkeiten, die schwierige Arbeiten selbstständig
und verantwortlich ausführen
oder

Angestellte, die Tätigkeiten, wofür Spezialkenntnisse
und praktische Erfahrung erforderlich sind, selbst-
ständig und verantwortlich ausführen

zB

a) Im Ein- und Verkauf:
Betriebsleiter,
Einkaufsleiter,
Verkaufsleiter.

b) Im Lager und Expedit:
Expeditleiter mit Dispositionstätigkeit,
Organisationsleiter.

c) Im Büro und Rechnungswesen:
Bilanzbuchhalter,
Leiter der Buchhaltung,
Leiter der Personalabteilung,
Angestellte, die Sekretariatstätigkeit mit Dispositions-
und/oder Anweisungstätigkeit selbstständig und ver-
antwortlich ausführen.

d) In der Datenverarbeitung:
Chefsystemberater,
Chefsystemanalytiker,
Chefproblemanalytiker,
Chefprogrammierer in Programmiergruppen.

e) Im technischen Dienst:
Leiter der Werbeabteilung,
Leiter eines organisatorisch selbstständigen betriebli-
chen technischen Dienstes,
Leiter eines organisatorisch selbstständigen Fuhr-
parks, die für Einsatz, Wartung, Instandhaltung der
verwendeten Kraftfahrzeuge sowie für alle technisch
und verkehrsrechtlich erforderlichen Kontrollen ver-
antwortlich sind,
Leiter von wissenschaftlichen Abteilungen,
Laboratoriumsleiter.

f) Abeitungsleiter größerer Abteilungen.

Beschäftigungsgruppe 6

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und mehr-
jähriger praktischer Erfahrung, die eine leitende,
das Unternehmen in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbe-
reich entscheidend beeinflussende Stellung einneh-
men

Im Handelsregister eingetragene bevollmächtigte An-
gestellte (zB Prokuristen),
Selbstständige Leiter von EDV-Abteilungen, die für
Problemanalyse, Programmierung, Datenerfassung
und Datenverarbeitung verantwortlich sind.

1) Die in den Beschäftigungsgruppen 2 bis 6 angeführten
Tätigkeitsmerkmale sind nur beispielsweise aufgezählt.
Für die Einstufung sind die Kriterien maßgebend, die
im Einleitungstext der jeweiligen Beschäftigungsgruppe
angegeben werden.

*) Die am 31.12.2001 bestehende, sich aus der bisherigen Einstufung
oder aus günstigeren Vereinbarungen ergebende Einstufung wird
durch die Änderung vom 1.1.2002 nicht berührt; allfällige Änderun-
gen bedürfen einer individuellen Vereinbarung.
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JETZT MITGLIED WERDEN!
Familienname ...............................................................................................  Vorname .......................................................................   ☐ Frau ☐ Herr

............................................... emanstrubeG................................................. letiT mutadstrubeG .............................

Straße/Haus-Nr. ...........................................................................................  PLZ/Wohnort ................................................................................................

Telefonisch erreichbar ................................................................................  E-Mail ............................................................................................................

☐ Angestellte/r ☐ Lehrling ☐ Werkvertrag ☐  igt ☐ Freier Dienstvertrag ☐ Selbstständig (Gewerbeschein)

☐   ☐ SchülerIn ☐ StudentIn ☐  igung ☐   ☐ FacharbeiterIn

Derzeitige Tätigkeit ................................................................... ☐   von/bis ............................................

 igt bei Firma (bzw. Schule/Universität) .......................................................................  Dienstort .....................................................................

  ..................................................................................................................................................................................................................................

Branche .................................................................................................................................................................................................................................. 

Höhe des monatlichen Beitrages: 

Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1% des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag (siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag), 

der jährlich angepasst wird. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

☐ Ich willige ein, dass ÖGB, ÖGB Verlag und/oder VÖGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren 

dürfen, um über Serviceleistungen, etwa Aktionen für Tickets, Bücher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu 

übermitteln. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden.

 endes bitte ankreuzen)

☐ BETRIEBSABZUG

 sbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingseinkommen abgezogen 

werden kann. Ich erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personen-

bezogenen Dat  szugehörigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehörigkeit, Eintritts-/und Austrittsdaten, 

Karenzzeiten, Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressänderungen) von meinem Arbeitgeber und von der 

  verarbeitet werden dürfen, wobei ich diese Einwilligung zum Betriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

☐ SEPA  (Bankeinzug)

Ich ermächtige die   einzuziehen. 

 en einzulösen. Ich kann innerhalb 

von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit 

meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsultimo.

☐ monatlich ☐ alle 2 Monate ☐ jedes Quartal ☐ 1/2 jährlich ☐  )

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wünsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des 

  von 

meinem bekannt gegebenen Konto umzustellen.

IBAN BIC

.............................................................................................................................................

 

 ar

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. 

......................................................................................
 

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301,

E-Mail: service@gpa.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541  WerberIn-Mitgliedsnummer: .....................................................................



Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. 

In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie über die wich-

tigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mitglieder-

verwaltung. Eine umfassende Information, wie der Österreichische 

 sbund (ÖGB)/GPA mit Ihren personenbezogenen 

Daten umgeht, fi nden Sie unter www.oegb.at/datenschutz

Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer Daten ist der Öster-

 sbund. Wir verarbeiten die umseits von 

Ihnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur für 

  und für die 

  bzw. solange noch Ansprüche aus 

  bestehen können. Rechtliche Basis der Daten-

  im ÖGB/GPA; soweit Sie dem 

Betriebsabzug zugestimmt haben, Ihre Einwilligung zur Verarbei-

tung der dafür zusätzlich erforderlichen Daten.

Die Datenverarbeitung erfolgt durch den ÖGB/GPA selbst oder 

 ragte und kontrollierte Auf-

tragsverarbeiter. Eine sonstige Weitergabe der Daten an Dritte 

erfolgt nicht oder nur mit Ihrer ausdrücklichen Zustimmung. Die 

Datenverarbeitung erfolgt ausschließlich im EU-Inland.

Ihnen stehen gegenüber dem ÖGB/GPA in Bezug auf die Ver-

 , 

Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung zu. 

Gegen eine Ihrer Ansicht nach unzulässige Verarbeitung Ihrer 

Daten können Sie jederzeit eine Beschwerde an die österreichische 

Datenschutzbehörde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns über folgende Kontaktdaten:

  GPA

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

 sbund

1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 

Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at 

 ragten erreichen Sie unter: 

 ragter@oegb.at

DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

ICH MÖCHTE MICH IN FOLGENDE INTERESSENGEMEINSCHAFTEN EINTRAGEN:

☐ IG PROFESSIONAL    ☐ IG FLEX    ☐ IG SOCIAL    ☐ IG IT    ☐ IG EXTERNAL    ☐ ☐ IG MIGRATION    ☐ IG EDUCATION

Dieses Service ist für mich kostenlos und kann 

jederzeit von mir widerrufen werden.

☐ Frau ☐ Herr Titel ........................................................................  

Familienname ...............................................................................................  Vorname ......................................................................................................

Straße/Haus-Nr. ...........................................................................................  PLZ/Wohnort ...............................................................................................

Berufsbezeichnung. .....................................................................................  Betrieb .........................................................................................................

Telefonisch erreichbar ................................................................................  E-Mail ...........................................................................................................

.........................................................................................................................

 

INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GPA bringen 

Menschen mit ähnlichen Beru -uz nelamkrem  sf

 dnu negnurhafrE nov nehcs uat suA muZ .nemmas

Wissen, zum Diskutieren von Problemen, zum Suchen 

kompetenter Lösungen, zum Durchsetzen gemein-

samer berufl icher Interessen. 

Mit Ihrer persönlichen Eintragung in eine oder mehrere berufl iche 
 en

• erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder briefl ich) regel-

 negnudalniE dnu netätivitkA ,negeilnA rebü nenoitam rofnI gißäm

für Ihre Berufsgruppe; 

• können Sie Ihre berufl ichen Interessen auf direktem Weg in die 

-nie shciereb nehcnarB serhI negnul dnah rev    sgart revvitkelloK

bringen;

•  ,netkejorP na netiek hcilgöm sgnukriwtiM hcis eiS neßeilhcsre 

-na dnu neroF-tenretnI ,nengapmaK ,negnut lats na rev sgnudliB

deren für Ihre Berufsgruppe maßgeschneiderten Veran stal-

tungen, auch auf regionaler Ebene;

•   entwickelte be-

rufsspezifi  hcurps nA ni etkudorP dnu negnut sieltsneiD ehcs 

(Fachberatung auf regionaler Ebene, Bücher, Broschüren und 

andere Materialien);

• -fureb rerhI nelhaw tkeriD nehcsitarkomed na hcis eiS negilieteb 

 dnu enebE relanoiger eiwos enebesednuB fua gnut ertreV nehcil

nehmen dadurch Einfl  liche Meinungs-

.gnud iehcstnE dnu gnudlib

Nähere Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse



KONTAKTADRESSEN  
DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederösterreich 
3100 St. Pölten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland 
7000 Eisenstadt, Wiener Straße 7

GPA Landesstelle Steiermark 
8020 Graz, Karl-Morre-Straße 32

GPA Landesstelle Kärnten 
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 44/4

GPA Landesstelle Oberösterreich 
4020 Linz, Volksgartenstraße 40

GPA Landesstelle Salzburg 
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straße 10

GPA Landesstelle Tirol 
6020 Innsbruck, Südtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg 
6901 Bregenz, Reutegasse 11



ÖGB ZVR-Nr.: 576439352

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon +43 (0)5 0301-301, Fax +43 (0)5 0301-300
www.gpa.at ‑ E-Mail: service@gpa.at

DAS
GEWERK- 
SCHAFFEN
WIR!

Herausgeber: Gewerkschaft GPA, 1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1.
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H., 1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1.

Verlags- und Herstellungsort Wien.
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